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Auf der Demo von Fridays for Future am 14. November (Foto Archiv Kollektiv)

Liebe Leserinnen und Leser,

noch tobt in unserer Stadt ja die Auseinandersetzung um die
Folgen des erfolgreichen Zukunftsentscheids vom 12. Okto-
ber. Der Senat ist unerwartet in die Bredouille geraten, die SPD
muffelt ihre Partner*innen der GRUNEN an und einige Ver-
béande zetern: vollig unrealistisch, nicht bezahlbar usw. Uns
erscheint das alles recht absurd, hdufen sich in den Medien
doch die Hiobsbotschaften hinsichtlich der sich anbahnen-
den oder vielleicht auch schon ausweitenden Klimakatastro-
phe. Nehmen wir die Meldung einer Wissenschaftler*innen-
gruppe der Universitdt Exter vom 12. November, wonach die
weltweiten COz-Emissionen im laufenden Jahr absehbar um
1,1 Prozent gegeniiber dem Vorjahr weiter zunehmen, auf den
hochsten Wert ever! Oder schauen wir uns eine Mitte Oktober
veroffentlichte Erhebung der Weltmeteorologie-Organisation
WMO an. Sie zieht das Fazit, dass die weiter wachsende Kon-

zentration der Treibhausgase in der Atmosphare bereits im
vergangenen Jahr zu einer durchschnittlichen Oberflichen-
temperatur auf der Erde von 1,55 Grad {iber dem vorindust-
riellen Niveau gefiihrt hat - von wegen eine Begrenzung der
Erdtemperatur um 1,5 Grad bis zum Jahre 2100. Kein Wun-
der also, dass der Meeresspiegel zwischen 1900 und 2020 so
schnell gestiegen ist wie seit 4.000 Jahren nicht mehr, so das
Forschungsergebnis der Universitét Piscataway (USA). Trau-
rig also das Verhalten des Senats und die Ignoranz vor allem
der SPD - von den Konservativen und den ganz Rechten mal
zu schweigen. Wir kénnen gespannt sein, wann in Hamburg
denn damit ernsthaft und konkret begonnen wird, das Tempo
bei den MaBnahmen zur Erreichung der Klimaneutralitét bis
2040 deutlich zu erhéhen. Eine Meldung des NDR vom 14. No-
vember ldsst jedoch schon mal arge Zweifel aufkommen da-
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ran, wie ernst die Senatsparteien den Zukunftsentscheid
nehmen. Da ist ndmlich gerade ein vertraulicher »Beschluss-
vorschlag« des Senats flir das Bundeskanzleramt durchgesi-
ckert, aus dem hervorgeht, die EU-Richtlinie zum Geb&dude-
klimaschutz nicht etwa zu beschleunigen, sondern erst zwei
Jahre spéter umzusetzen. Der NDR kommentiert kurz und pré-
zise: »VorstoB steht im Gegensatz zum Volksentscheid«. Dass
die Bundesregierung aus CDU und SPD mal eben die Luft-
verkehrsabgabe auf Flugtickets absenken, das Fliegen also
billiger machen will, obwohl genau die Fliegerei die klima-
schédlichste Form der Fortbewegung ist, wirft nur ein wei-
teres Schlaglicht auf die Politik der Herrschenden, die den
Schuss immer noch nicht gehort haben. Es gehe ja schlieBlich
um die Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Flughéfen, tont
Schwarz»Rot«. »Fiir die Lobby, gegen die Menschheits, kom-
mentiert die taz diesen klimaunfreundlichen Akt zutreffend.

Bekannt geben kénnen wir auch von hier aus, dass am
13. November eine neue, flichendeckende Mietenkampagne
der LINKEN angelaufen ist. Es geht dabei gegen den Mieten-
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wahnsinn und Wuchermieten, wir greifen aber auch die Ver-
nachlassigung, den Leerstand von Wohnraum und etliches
mehr an. Zur Bundestagswahl 2025 haben wir als LINKE bun-
desweit - und auch hier in Hamburg - vielen Menschen Hoff-
nung gemacht, dass sich mit der LINKEN etwas dndern kann.
Diese Hoffnung wollen wir jetzt einldsen. Damit das gelingt,
miussen wir den Druck auf die Immobilienkonzerne und die
Regierung erhéhen. Dieser Druck wird entstehen, wenn sich
viele Mieter*innen zusammenschlieBen und gemeinsam da-
fiir sorgen, dass selbst Friedrich Merz und Co ins Schwitzen
kommen. Deshalb organisieren wir uns mit betroffenen Mie-
ter*innen vor Ort und wehren uns gemeinsam gegen dreiste
Vermieter*innen und Mietabzocke. Wir lassen von uns horen.
Aktuelle Informationen zur Kampagne gibt es unter www.
mietabzocke-stoppen.de und fiir Hamburg unter https://www.
die-linke-hamburg.de/aktuelles/.

Heike Sudmann und Stephan Jersch
Janine Burkhardt, Jens Schultz und Michael Joho

Von der Aktions-Website
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Stadtbildkultur beim Alsterbummel erleben

Von Michael Joho

Vor Léangerem hatten wir im »Blirger*innenbrief« schon mal
eine Strecke mit Fotos von Miilleimern der Hamburger Stadt-
reinigung gebracht - und als Kunst im 6ffentlichen Raum
charakterisiert. Viele Passant*innen lacheln ob des einen
oder anderen Spruchs auf den Behéltern, um sich dann wie-
der auf den Weg zu konzentrieren. So ging es auch mir, bei
einem kiirzlichen Bummel von St. Georg iiber die umgebaute
Situation rund um die Briicken an der Hohenfelder Bucht bis
zur Moschee an der AuBenalster.

Gerade scheint eine neue Spriichesammlung auf den Miill-
eimern angebracht worden zu sein. »Die roten Kisten mit den
frechen Spriichen¢, nennt die Hamburger Stadtreinigung das
aufihrerlesenswerten Homepage. Insgesamt mehr als 21.000
solcher »Sauberkeitsbotschafter« hat sie in Hamburg mittler-
weile aufgestellt, davon - gefiihlt - rund um die Alster ein
paar hundert. O-Ton der Stadtreinigung: »Schenken Sie ihnen
die Aufmerksamkeit, die ihnen gebiihrt, und nutzen Sie ihre
frechen Klappen. Egal, ob Zigarettenkippe, Kaugummi oder
anderer kleiner Abfall unterwegs: Die Papierkérbe freuen
sich tiber alles, was nicht auf der StrafBe landet.«

Als besonderen Service fiir die Fans der stark gefragten
Spriiche verschickt die Stadtreinigung einige von ihnen als
Aufkleber. Dafiir muss mensch einen DIN C4-Umschlag mit
1,60 Euro frankieren und adressieren und unter Angabe des
gewlinschten Spruchs an diese Anschrift senden: Stadtreini-
gung Hamburg, Stichwort: Spriiche, 20531 Hamburg.

Welche Aufkleber noch zur Verfiigung stehen, kann auf
der o.a. Website tiberpriift werden. Pro Anfrage wird nur ein
Spruchkleber versandt, und auch nur an Hamburger*innen.

Wir prasentieren in diesem BB einige dieser (neuen?) Sprii-
che schon mal als Foto und verbinden den Kulturwalk mit
einer Einladung zum wunderschonen Herbst-Spaziergang an

der oder auch um die Alster Herbstlicher Spaziergang an der Alster mit Aufmunterern (Fotos: M. Joho)
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Hamburger Zukunftsentscheid:

Ein Tsunami der Angst

Von Janine Burkhardt und Stephan Jersch

Die Stadt diskutiert nicht dariiber, ob sie klimaneutral wer-
den soll, sondern wann. Die Organisationen rund um den
»Hamburger Zukunftsentscheid« fordern die Klimaneutra-
litdt 2040 und damit fiinf Jahre frither ein, als die Planung
des Senats bisher vorsah. Fiinf Jahre Unterschied - kaum ge-
nug Zeit fiir einen baustellenfreien S-Bahnhof »Berliner Torx.
Und doch: Kaum ein politisches Thema hat in den letzten Wo-
chen so sehr den Nerv getroffen - zumindest bei einigen Geg-
ner*innen des Entscheids.

Klimaprotest

Nachdem die Initiative rund um den Zukunftsentscheid ge-
nug Unterschriften gesammelt hatte, trat diese in Verhand-
lungen mit der Regierungskoalition. Eine Einigung konnte
nicht erzielt werden, sodass der Volksentscheid durchge-
fihrt wurde. Doch gefiihlt vier Wochen vor dem Entscheid
zog eine orchestrierte Welle der Besorgnis durch die Stadt.
Kurz nach den Sommerferien wurde die Angst-Matinee eroff-
net. Offensichtlich bekamen es einige selbst mit der Angst zu
tun, dass der Entscheid erfolgreich sein kénnte. Das »Ham-
burger Abendblatt« titelte nahezu tédglich mit Schreckens-
nachrichten, die von SPD-Fraktionschef Dirk Kienscherf, dem
Finanzsenator oder einfach »Biirger« Andreas Dressel, CDU-
Fraktionschef Dennis Thering, Dennis Gladiator (CDU), der
Handelskammer, dem ehemaligen Biirgermeister Ole von
Beust, einem iiberparteilichen Wirtschaftsbiindnis, dem Ver-
band Norddeutscher Wohnungsunternehmen (VNW), dem
SoVD und natiirlich nicht zu vergessen dem derzeitigen Biir-
germeister Peter Tschentscher - wobei dieser nur indirekt
seine Meinung kundtat - gefiittert wurden.

So klagte Dressel iber die »Wohlfiihlplakate« der Initi-
ative (hier), Kienscherf dartber, dass der Entscheid »nicht
zum Wohle« der Stadt sei (hier), der VNW kritisierte den FC
St.Pauli fiir die Unterstiitzung des Zukunftsentscheids, denn

Foto: Pixabay

Der Zukunftsentscheid ist gewonnen - jetzt geht es an die Details.

das sei »ein Projekt wohlhabender Menscheng (hier). Ex-Biir-
germeister Ole von Beust sprach von einer »ideologischen
Klimapolitik« mit katastrophalen Folgen fiir die Wirtschaft
(hier). Die IG Chemie warnte vor BetriebsschlieBungen und
Arbeitsplatzverlusten (hier), wahrend der Industrieverbands-
chef mit Andreas Pfannenberg von einem »Sargnagel fir
Hamburgs Industrie« sprach (hier). Die Handelskammer und
Handwerkskammer warnten von einer »aufgezwungene(n),
realitatsferne(n) Gesetzeslage« und dass »nur mit Augen-
maB und Planbarkeit« eine Transformation erfolgreich sein
konne (hier). Schade nur, dass die Handelskammer lange be-
tont hatte, Hamburgs Wirtschaft konne bis 2040 klimaneutral
werden. Doch als das Ziel gesetzlich festgeschrieben werden
soll, vollzog die Kammer eine dramaturgisch saubere Wen-
dung. Kurz gefasst: 2040 ginge, aber bitte nicht verbindlich -
das ist kein 6konomisches Argument mehr, sondern ein psy-
chologisches.

Foto: Pixabay

Die oben Genannten bildeten einen Tsunami der Angst, der
die Menschen dazu bewegen sollte, am 12. Oktober 2025 blo
mit) Nein« zu stimmen - unter willfdhriger Beihilfe des »Ham-
burger Abendblatts«. Die Forderung des Entscheids sei unre-
alistisch und der vorgeschlagene Weg zur Klimaneutralitéat
wiirde arme Menschen noch mehr belasten.

Nebenher wittert Dennis Thering Koalitionsluft, warf den
Griinen »ein falsches Spiel« vor, denn diese legten in ihrer
Rolle als Koalitionspartner einen beeindruckenden Spagat
hin: Als Koalitionspartner gegen den Hamburger Zukunfts-
entscheid, als Abgeordnete im Privatmodus und Landesver-
band jedoch dafiir.

Die Sahnehaube der Zeichnung von Schreckensszenarien
bildete dann die »Aktuelle Stunde« in der Hamburgischen
Biirgerschaft am 8. Oktober - vier Tage vor dem Entscheid.
So konnte mensch auf die Idee kommen, allein die Seitenan-
zahl von 316 sei scheinbar fiir den derzeit giiltigen Klima-
plan schon Qualitat genug. Man wolle »realistisch bleibeng -
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ein Codewort, das in Hamburgs Klimapolitik als synonym gilt
mit: nicht vor 2045. Die CDU {ibernahm die Rolle als Schutz-
patronin des Mittelstands. Das Publikum sollte vor allem eine
Message mitnehmen: Der Zukunftsentscheid ist nicht die Loé-
sung, sondern das Problem. Und die Angst als zentrales Stil-
mittel der Gegenkampagne - sie hatte viele Gesichter: Angst
vor zu viel Tempo, Angst vor Biirger*innenwillen und Angst,
die Kontrolle zu verlieren.
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Hamburg stimmte am 12. Oktober ab und trotz der Angst-
kampagne stimmten die Biirger*innen mehrheitlich mit »Ja«
und machten damit die Stadt zum ersten Bundesland, das per
Volksentscheid die verbindlichen Klimaziele verschérft. Die
eigentliche Pointe: Die Gegner*innen des Zukunftsentscheids
haben vor allem kommunikativ verloren.

Nun heiBt es: gestalten statt verwalten, ermdéglichen statt
motzen.

Hamburgs Zukunft aktiv gestalten -

nicht aussitzen!

Von Stephan Jersch und Janine Burkhardt

Der erfolgreiche Zukunftsentscheid ist ein demokratisches Si-
gnal. Die Biirger*innen dieser Stadt wollen einen besseren
Klimaschutz! Sozialvertrdglich und mit konkreten jahrlichen
Zielen. Doch anstatt diesen Auftrag als Riickenwind zu begrei-
fen, scheint der Senat lieber den Kopf in den Sand zu ste-
cken. So hat Biirgermeister Tschentscher in seiner Rede kurz
nach dem erfolgreichen Volksentscheid bereits darauf ver-
wiesen, dass der Senat eine Ubergangszeit von zwei Jahren
ab Inkrafttreten des gednderten Klimaschutzgesetzes hat, um
mit der Umsetzung zu beginnen (hier). Ein Schelm, wer da Bé-
ses denkt. Wenige Stunden nach dem Abstimmungsergebnis
wird schon auf Ubergangsfristen verwiesen. Auch SPD-Frak-
tionschef Kienscherf hat in einem Statement ausgefiihrt, dass
man sich als Regierungskoalition nun die Zeit nehmen werde,
die man brauche und die ihnen gesetzlich zustehe (hier). Von
den GRUNEN forderte er, dass diese einen MaBnahmenplan
vorlegen sollen, schlieBlich hétten diese sich massiv dafiir
eingesetzt, dass der Volksentscheid angenommen wird (hier).
Kurz hinter der Ziellinie des Volksentscheids noch der Ver-
such der unterlegenen SPD, sich aus der Verantwortung zu
stehlen.

Mitte September wurde das Gutachten des Konsortiums
aus Hamburg Institut und Okoinstitut e.V. verdffentlicht, wel-
ches aufzeigt, dass eine Klimaneutralitat bis 2040 eine deutli-
che Umsteuerung in vielen Lebensbereichen erfordern wird,
aber machbar ist. Der Modellierung zur Folge werden im Jahr
2040 noch Emissionen in Héhe von etwa 1,8 Millionen Ton-
nen CO, anfallen (u.a. knapp 600.000 Tonnen alleine im Ver-
kehrssektor), die durch den erfolgreichen Volksentscheid mit
verschiedenen MaBnahmen zu reduzieren sind. Das Konsor-
tium beleuchtet verschiedene MaBnahmen, die fiir die Zieler-
reichung bis 2040 eine entscheidende Rolle spielen. So muss
beispielsweise der Ausbau der 6ffentlichen und privaten La-
desdulen-Infrastruktur starker vorangetrieben werden. Dazu
muss u.a. eine Netzertiichtigung erfolgen. Aber auch weitere
MaBnahmen wie eine erhebliche Beschleunigung des Aus-
baus der Fahrradinfrastruktur, Tempo 30, eine OPNV-Taktver-
dichtung, eine deutlich erh6hte Sanierungsrate an Gebauden
sowie die Stilllegung des Gasnetzes sind notwendige Schritte.
Die SAGA als das groBte deutsche Wohnungsunternehmen

ist beziiglich der energetischen Sanierung mit verbindlichen
jahrlichen Sanierungsquoten oder einer entsprechenden Ziel-
vereinbarung mit der Stadt in die Pflicht zu nehmen. Die
hohen Jahresiiberschiisse der SAGA koénnen fiir die energe-
tische Sanierung aufgewendet werden, statt sie an die Stadt
abzufiihren (hier).

Der Initiative des Zukunftsentscheids wurde immer wie-
der vorgeworfen, dass sie die Schwierigkeiten und Herausfor-
derungen mit der fiinf Jahre fritheren Klimaneutralitdt ver-
schwiegen hatte. Tatsdchlich hat die Initiative klargestellt,
dass eine massive Anstrengung von Néten sein wird, um den
Entscheid umzusetzen, welche auch mit hohen Kosten ver-
bunden ist. Doch Klimaschutz zahlt sich aus, denn jeder in-
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vestierte Euro in den Klimaschutz spart zwischen 1,8 und 4,8
Euro Klimafolgekosten (hier).

Es ist zwingend erforderlich, zligig in die Umsetzung des
Zukunftsentscheids zu kommen. Die Zustimmung zum Volks-
entscheid war kein symbolischer Akt, sondern ist ein Arbeits-
auftrag an Politik und Verwaltung mit Gesetzesrang. Dabei ist
es zwingend erforderlich, die Stadtgesellschaft mit einzubezie-
hen. Hamburg hat mit dem Zukunftsentscheid die Chance zu
zeigen, dass partizipative Demokratie mehr ist als die bloBe
Teilnahme an einer Abstimmung - sie kann zu einem Mo-
tor einer zukunftsfdhigen Stadtpolitik werden. Als zentralen
Schritt sehen wir als Linksfraktion in der Hamburgischen
Blirgerschaft die Einberufung eines Biirger*innenrates, der
die Umsetzung des Zukunftsentscheids begleitet und antreibt.
Die Stadtgesellschaft hat mit ihrem JA zum Volksentscheid
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signalisiert, dass sie Verantwortung iibernehmen will, nun
muss der Senat diese Bereitschaft ernst nehmen und institu-
tionell verankern.

Besorgniserregend ist jedoch, was fiir Signale aus dem Rat-
haus kommen - die Umsetzung koénne sich hinziehen, heif3t
es - als sei bis dahin alles auf Eis gelegt. Dabei enthélt der Zu-
kunftsentscheid bereits klare Etappenziele fiir die Jahre 2026
bis 2030. Diese Meilensteine sind entscheidend und verbind-
lich, um Kurs zu halten. Im Fall einer Zielverfehlung wird jetzt
eine bedarfsgerechte Nachsteuerung erforderlich. Wer jetzt
wartet, verliert nicht nur wertvolle Zeit, sondern gefdhrdet
auch das Vertrauen der Hamburger*innen in den politischen
Prozess. Der Senat sollte den Dialog mit der Stadtgesellschaft
suchen, den Biirger*innenrat einrichten und endlich den Weg
nach vorn einschlagen.

Olympia-Bewerbung: Munchner*innen dafur,
Hamburger*innen dagegen

Von Heike Sudmann

Berlin, Miinchen, die Region Rhein/Ruhr und Hamburg be-

werben sich beim Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB)

um die Austragung Olympischer und Paralympischer Spiele.

Fast zeitgleich fanden im Oktober Befragungen in Miinchen

und Hamburg zur Olympia-Bewerbung statt - mit sehr unter-

schiedlichen Ergebnissen. 66 Prozent der Miinchner*innen
stimmten in einem Biirgerentscheid fiir eine Austragung der

Olympischen und Paralympischen Sommerspiele 2036, 2040

oder 2044 in ihrer Metropole. In Hamburg hingegen sind

aktuell 60 Prozent gegen Olympische Spiele in ihrer Stadt.

Hier hatte der Norddeutsche Rundfunk (NDR) 6.294 Hambur-

ger*innen in einer nichtreprésentativen Umfrage gefragt:

»Bist Du dafiir, dass sich Hamburg um die Ausrichtung der

Olympischen und Paralympischen Sommerspiele bewirbt, die

entweder im Jahr 2036, 2040 oder 2044 stattfinden?« Mit JA

antworteten 27 Prozent, unentschieden waren 13 und 60 Pro-
zent sagten NEIN.
Auch die jeweiligen Antworten auf weitere Fragen des

NDR sind interessant:

m 19 Prozent sehen fir sich personlich eher oder iiberwie-
gend Vorteile, 56 Prozent eher oder tiberwiegend Nach-
teile.

m Uberwiegend oder eher Vorteile fiir Hamburg sehen 33
Prozent, eher oder iberwiegend Nachteile 54 Prozent.

m 65 Prozent finden: »Fiir Olympische Spiele geben Bund
und Stadt Geld aus, das fiir wichtigere Dinge fehlt.

Alle Fragen und Hamburger Ergebnisse der NDR-Umfrage fin-

den sich hier.

Und so gehts weiter

Das Referendum, bei dem alle Hamburger*innen iiber die Be-
werbung entscheiden koénnen, findet am 31. Mai 2026 statt.
Bis dahin werden sowohl die Befiirworter*innen als auch

Aufsteller der Promotionkampagne von Hamburg Active City. Wahrschein-
lich wird nach dem Diktat des IOC von der »gemeinsamen Gestaltung« der
Olympischen Spiele reichlich Lack & Farbe verloren gegangen sein.

(Foto: Heike Sudmann)

die Gegner*innen kraftig werben. Der Senat startete seine
Werbetour am 1. November mit einer Auftaktveranstaltung
in der HafenCity-Universitdt. Rund 100 Besucher*innen nah-

Heike Sudmann (Tel. 040/428 312250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Stephan Jersch (01777537724 |
stephan.jersch@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Biirgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg


https://www.diw.de/de/diw_01.c.974540.de/publikationen/wochenberichte/2025_38_3/zwei_jahrzehnte_klimakostenforschung__praeventiver_klimaschutz_als_volkswirtschaftlicher_vorteil.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1180258.zwei-jahre-ukraine-krieg-jan-van-aken-die-gesellschaft-wird-bewusst-militarisiert.html)
https://storage.googleapis.com/ndrfragt_public/survey_reports/2025-10-21_Olympia-Umfrage/2025-10-21_Olympia-Umfrage_Hamburg.html
https://www.hamburg-activecity.de/olympia-mitmachen

Sudmann/Jersch, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Biirgerschaft | Biirger*innenbrief 21.11.2025

men zu Beginn am Gesprédch mit Hamburger Olympionik*in-
nen teil und horten den Vortrag des Leiters der »Vorprojekt-
gruppe« des Senats. Immer wieder ging es dabei um Paris
2024. Die positive Stimmung wurde angefiihrt, auch die 76
Millionen Euro Gewinn in dem sogenannten Durchfiihrungs-
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budget. Weggelassen wurde nicht nur die Kritik, sondern
auch der Betrag von 6,6 Milliarden (nicht Millionen) Euro an
offentlichen Geldern, die laut franzésischem Rechnungshof
fir die Infrastruktur fiir die Spiele ausgegeben wurden.

10 Olympia-Thesen - und die Antwort der LINKEN

Ebenfalls im Oktober, noch vor dem Minchner Biirger-
entscheid und der NDR-Umfrage, fragte das »Hamburger
Abendblatt« die Biirgerschaftsfraktion DIE LINKE nach ih-
rer Meinung zu zehn Thesen:

1. Deutschland wird in den nachsten 25 Jahren
Olympische Spiele ausrichten.

Hoffentlich nicht, jedenfalls nicht mit diesem IOC und sei-
nen Knebelvertrdgen. Der versprochene Mehrwert Olympi-
scher Spiele fiir die Austragungsorte zerplatzte bisher im-
mer wie eine Seifenblase.

2. Olympische Spiele sind ein Booster fiir die
ausrichtende Region.

Der franzdsische Rechnungshof stellte im Oktober 2025
fest, dass die wirtschaftlichen Auswirkungen der letztjah-
rigen Olympischen Spiele in Paris »zum jetzigen Zeitpunkt
bescheiden« und »kurzfristig relativ begrenzt« waren. Fir
das Wirtschaftswachstum 2024 schétzt er den Zuwachs
auf 0,07 Prozentpunkte des Bruttoinlandproduktes oder 1,9
Milliarden Euro. Ein Booster sieht wirklich anders aus. Und

auch das Deutsche Institut fiir Wirtschaftsforschung (DIW)
sagt, dass die gesamtwirtschaftlichen Effekte Olympischer
Spiele begrenzt seien und oft tiberschétzt wiirden.

3. Die Olympiabewerbung setzt

nachhaltige Entwicklungen in Gang.

Eine nachhaltige Entwicklung wurde von den Hambur-
ger*innen durch den Zukunftsentscheid vorangetrieben.
Die angeblich »griinen Spiele« produzieren aber nicht nur
durch den Bau von iiberdimensionierten Sportstétten ext-
rem viel CO2, sondern vor allem auch durch die vielen Flug-
reisen.

4. Paralympische Spiele beschleunigen

den Weg zur Barrierefreiheit.

In der UN-Behindertenrechtskonvention - seit 2009 gel-
tendes Recht in Deutschland - ist die Barrierefreiheit ein
wichtiger Baustein. Die beim Thema Barrierefreiheit beste-
henden Méngel in Hamburg miissen jetzt behoben werden,

wir diirfen sie nicht auf die lange Bank schieben. Hamburg

kann und darf nicht auf Paralympische Spiele 2040 oder
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2044 warten, um die Inklusion von behinderten Menschen
weiter voranzutreiben.

5. Besonders der Breitensport profitiert von
Olympischen Spielen.

Diesen Irrglauben haben Wissenschaftler*innen schon
lange widerlegt: Nach den Spielen in Sydney (2000), Athen
(2004) und London (2012) konnte kein positiver Effekt auf
den Breitensport festgestellt werden. In Frankreich sollte
zur Férderung des Breitensports bis 2030 keine Kiirzung er-
folgen. Doch bereits in 2025 wurden die Mittel gekiirzt, in
2026 ist ein weiteres Minus von fast 18 Prozent vorgesehen.
Von Olympischen Spielen profitiert das IOC - alles andere
ist Augenwischerei.

6. Hamburgs Chancen auf ein erfolgreiches
Referendum sind héher als 2015.

Im Gegenteil. Woher sollen denn die Milliarden Euro kom-
men, die fiir den Bau der Sportstédtten und den Ablauf der
Olympischen Spiele erforderlich sind? Die Hamburger*in-
nen sehen doch jetzt schon, dass tiberall in der Stadt sozi-
ale Einrichtungen und Angebote zusammengekiirzt werden
oder gleich ganz fehlen. Ein kostengiinstiges Senior*innen-
ticket 1asst auf sich warten. Die Armutsquote in Hamburg
ist unverdndert hoch. Die Mieten werden immer weiter er-
hoht. Die bauliche Infrastruktur bréselt an vielen Ecken.
Gleichzeitig sollen allein fiir die Oper und das Naturkunde-
museum im Elbtower im ndchsten Jahrzehnt eine Milliarde
Euro offentlicher Gelder ausgegeben werden. Das passt
nicht zusammen.

7. Die Durchfiihrung Olympischer Spiele macht
Gewinn.

Die Frage ist: Wer heimst die Gewinne ein? Und wer zahlt
die Zeche? Die Erfahrungen mit Olympischen Spielen
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zeigen immer wieder: Bei den Ausrichterstéddten bleiben
Milliarden Euro Schulden. Es gibt zwei sehr unterschied-
liche Olympia-Budgets: eines fiir die Durchfiithrung der
Spiele und eines fiir die notwendige Infrastruktur. In Paris
2024 gab es im Durchfiihrungsbudget einen Gewinn von
rund 76 Millionen Euro. Fir die Infrastrukturkosten hin-
gegen wurden laut franzdsischem Rechnungshof circa 6,6
Milliarden Euro 6ffentlicher Gelder ausgegeben. Urspriing-
lich veranschlagt waren 2,4 Milliarden.

Gewinne gibt es beim IOC, vor allem durch die weltwei-
ten Ubertragungsrechte und die Vertridge mit den Top-Spon-
soren. Fachleute schétzen, dass das IOC mit den Spielen in
Paris fiinf Milliarden Euro eingenommen. An die Athlet*in-
nen gehen laut »Global Athlets« maximal 4% der Einnahmen.

8. Berlin hat keine Chance auf den Olympiazuschlag
(weil kein Referendum).

In Berlin steht eine Volksinitiative zur Abstimmung, die der
dortige Landessportbund im Juli 2025 gestartet hat. Damit
wird dem Wunsch des DOSB nach einer Biirger *innenbeteili-
gung geniige getan - und Berlin bleibt im Rennen.

9. Olympische Spitzensportverbinde entscheiden
iiber den Olympiabewerber.

So wird es sein, wenn die DOSB-Regularien nicht geandert
werden. Die 16 Landessportbiinde im DOSB haben bei »An-
gelegenheiten in Verbindung mit Olympischen Spielen«
kein Stimmrecht (§ 16 DOSB-Satzung).

10. Miinchen ist international der beste Kandidat.

Ob das Oktoberfest oder die Reeperbahn international be-
kannter und anziehender ist, dariiber lasst sich trefflich
streiten. So oder so ist nicht zu erwarten, dass die Auswahl
der Kandidatin nach neutralen und iiberpriifbaren Krite-
rien erfolgen wird.

Stadtbildkultur am Wegesrand ist das eine, die Naturschauspiele das andere (Fotos: Michael Joho)
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Neue Bundestierschutzbeauftragte:

Ruickschritt beim Tierschutz?
Immer noch mehr als in Hamburg

Von Jens Schultz, Referent bei Stephan Jersch

Die Bundesregierung hat mit der
Berufung von Silvia Breher zur
Beauftragten fiir Tierschutz eine
Entscheidung getroffen, die mehr
Schein als Schutz verspricht. Offi-
ziell soll die Stelle den Tierschutz
starken, praktisch wird sie aber so
besetzt, dass ihre Unabhéngigkeit
von vornherein ausgehohlt ist. Die
Ernennung ist kein Fortschritt, sie
ist ein Musterbeispiel fiir die Ver-
flechtung von Politik und Ministe-
rialinteressen, die das Staatsziel
»Tierschutz« ins Leere laufen lasst.

Zwei  strukturelle Probleme
sind dabei zentral. Die neue Beauf-
tragte bekleidet zugleich ein Amt
im  Landwirtschaftsministerium
und ist als Staatssekretdrin unmit-
telbar der Ministeriumsleitung zu-
geordnet. Dass dieselbe Person, die
an der Ressortpolitik mitarbeitet,
gleichzeitig »unabhéngig« den Tier-
schutz beraten soll, ist ein Wider-
spruch. Wie soll eine unabhéingige
Kontrolle funktionieren, wenn die
Kontrollinstanz selbst Teil der Exe-
kutiven ist? Medien und Fachjour-
nalist*innen haben diese Problema-
tik bereits aufgegriffen. Kritische
Berichte fragen, wie die Unabhén-
gigkeit als Tierschutzbeauftragte in
dieser Konstellation gewdhrleistet
werden kann. Zum anderen ist da
die Nahe zur Agrarlobby und poli-
tischer Opportunismus. Das Land-
wirtschaftsressort ist traditionell
Schnittstelle zur machtigen Tier-
haltungs- und Agrarwirtschaft.
Wer politisch an dieses Ressort ge-
bunden ist, steht unter dem Druck,
wirtschaftliche Interessen zu be-
riicksichtigen, oft auf Kosten von
Tierrechten. Eine echte Schutz-
instanz miisste auBenstehend,
rechtlich abgesichert und in ihrer
Person unabhdngig vom verant-
wortlichen Ressort sein. Die jetzige
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Losung lauft Gefahr, Tierschutzthemen zu verwéssern, statt
sie zu verteidigen und auszubauen.

Das sehen auch Tierschutzorganisationen so. Der Deut-
sche Tierschutzbund betont, die Beauftragte miisse unab-
héngig beraten. Die jetzige Konstellation untergrabe genau
dieses Kernprinzip und stelle die Unabhangigkeit ad absur-
dum. Auch VIER PFOTEN und andere Tierschutzakteure du-
Bern Unmut und fordern eine klare politische Entscheidung
zugunsten echter, unabhéngiger Tierschutzpolitik und nicht
bloB symbolischer Besetzungen, die den Status quo sichern.

Eine Mindestforderung der LINKEN ist die institutionelle
Unabhédngigkeit. Die Beauftragtenstelle muss aus dem un-
mittelbaren Einfluss des zustdndigen Ministeriums herausge-
16st werden. Und das mit einem selbstverwalteten Budget, ei-
genem Priif- und Initiativrecht sowie einer festen Amtszeit,
die nicht per Weisung gekappt werden kann. AuBerdem be-
darf es eines transparenten Auswahlverfahrens, das durch
Offentlichkeit und einem nachvollziehbaren Verfahren mit
Beteiligung zivilgesellschaftlicher Tierschutzexpert*innen
gekennzeichnet ist und nicht durch Hinterzimmerpolitik.
Die Beauftragte braucht ein Beschwerderecht, ein Initiativ-
recht fiir Gesetzesdnderungen und Zugang zu Priifungen und
Inspektionen, nicht nur die Rolle »beratend« und représen-
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tativ. Alle Kontakte zur Agrar- und Fleischwirtschaft miis-
sen offengelegt werden. Langjahrige Verbindungen zwischen
Amtspersonen und Industrie miissen bei der Eignungspri-
fung streng bewertet werden.

Und wie ist die Situation in Hamburg? Immerhin neun der
16 Bundesldnder haben eine Stelle fiir den bzw. die Landes-
tierschutzbeauftragte/n teilweise schon vor Jahren geschaf-
fen. Das sind die Ldnder Baden-Wiirttemberg, Berlin, Branden-
burg, Bremen, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein. Hamburg hat jedoch
noch keine Stelle eingerichtet. Die Stadt kann hier zwar keine
Vorreiterrolle mehr einnehmen, sollte aber nicht das Schluss-
licht in dieser Angelegenheit werden und eine entsprechende
Stelle als Ergdnzung zum Tierschutzbeirat einfiihren.

Die Initiativen der Linksfraktion zur Begriindung einer
solchen Stelle fanden bisher keine Mehrheit in der Biirger-
schaft. Im Sommer diesen Jahres wurde die Drucksache
22/17757 (wTierschutz stdrken: Hamburg braucht eine/n Tier-
schutzbeauftragte/n«, Antrag DIE LINKE) in den Fachaus-
schuss fir Justiz und Verbraucherschutz iiberwiesen und
bisher noch nicht debattiert. Sicher ist: Wir werden dieses
wichtige Thema in Sinne des Tierschutzes weiterhin bewe-
gen.

Wo begegnet jemandem sonst so viel aufmunterndes, ja, forderndes Entgegenkommen?
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Pferdepension in Rissen:
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Wie viel Landwirtschaft steckt da drin?
Der Senat weif oder sagt es nicht

Von Jens Schultz

Im Juli 2023 musste ein landwirtschaftlicher Milchbetrieb in
Rissen seinen Hof bzw. Teile von Pachtflichen rdumen, auf
den bis dahin rund ein Drittel der Milchviehhaltung in der
Stadt entfiel. Mit Zustimmung der Freien und Hansestadt
Hamburg wurde der Hof von einem Investor erworben, der
auf diesem Geldnde eine Pferdepension errichten will. Hier
stellt sich eine grundséatzliche Frage: Ist der Betrieb einer sol-
chen Pferdepension gleichzusetzen
mit einem landwirtschaftlichen Be-
trieb, der Lebensmittel produziert?
Der Senat halt nun daran fest,
dass die Pferdepension gleichzuset-
zen ist mit einem landwirtschaftli-
chen Betrieb, der Lebensmittel fiir
die Menschen herstellt. »Es obliegt
der betriebsleitenden Person, ein land-
wirtschaftliches Unternehmen auf
spezielle Betriebszweige auszurich-
ten, die ein nachhaltiges Einkommen
gewdhrleisten, so antwortet der Se-
nat auf eine Schriftliche Kleine An-
frage, die Stephan Jersch zum Thema
eingereicht hat. Auch spricht der Se-
nat von der »geschiitzten unternehme-
rischen Freiheits.
Der Senat beantwortet relevante
Fragen mit dem Hinweis auf das Da-
tenschutzrecht zur Wahrung der Per-
sonlichkeitsrechte Dritter oder Be-
triebs- und Geschéftsgeheimnisse
nicht. So bleibt unklar, ob die Pfer-
depension inzwischen 50 Prozent der
benétigten Futtermittel selbst produ-
zieren konnte, um als landwirtschaft-
licher Betrieb zu gelten: »Dazu liegen
der zustidndigen Behorde keine aktu-
ellen Erkenntnisse vor«, heiBt es in
der Senatsantwort. Die Frage, ob der
Senat den Businessplan des Inves-
tors der Pferdepension heute noch
fir valide halt, entgegnet der Senat
in seiner Antwort, dass diese Frage
rabschlieBend beurteilt sei« und ein
Monitoring »gesetzlich nicht vorgesehenq ist. Auch zur wich-
tigen Frage der Verpachtung weiterer Flachen an die Pferde-
pension legt der Senat keine Antwort vor.
Wir als LINKE bewerten diesen Fall deutlich anders als der
Senat. Fiir uns muss die Sicherung von landwirtschaftlichen

Betrieben, die Lebensmittel fiir die Menschen produzieren
und zur regionalen Versorgungssicherheit beitragen, Vorrang
haben vor dem Betrieb von Pferdepensionen. Wir erwarten
vom Senat, dass landwirtschaftliche Betriebe, die Lebensmit-
tel produzieren, in Zukunft deutlich besser geschiitzt werden.
Dazu haben wir im Jahr 2023 einen Antrag zu einem Grund-
stiicksverkehrsgesetz in die Hamburgische Biirgerschaft ein-

gebracht, zu dem der ehemals zustdndige Staatsrat in einer
Ausschusssitzung sagte, dass der Senat an diesem Thema ar-
beite, ohne jedoch ein konkretes Datum fiir die Erstellung ei-
nes solchen Gesetzes zu nennen. Es wird also Zeit, dass die
Stadt hier vorankommt.
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Tipps und Termine

Rheinmetall ist zurzeit der ganz groBe Profiteur der
Aufristungslawine in diesem Land. Die Gewinne und
die Ausschittungen an die Aktionare gehen durch die
Decke, ’s ist halt Krieg, da muss halt jemand seinen
Nutzen draus ziehen. Die bdrsennotierte Ristungsfirma
Rheinmetall hat ihren Sitz zwar in Disseldorf, ist aber
infolge der jingsten Entwicklungen stark am Expandie-
ren. Erst vor Kurzem hat sie die komplette Marinesparte
der Bremer Lirssen-Gruppe u.a. mit zwei Werften in
Hamburg Gbernommen. Wer das Kriegsgeschéft von
Rheinmetall verfolgen will, schaut gerne mal in das Neue
Deutschland online vom 22. September und den darin
vorgestellten Rheinmetall-Online-Atlas Orte der Auf-
ristung. Wir mappen die Militarisierung einer Anti-

Kriegs-Initiative (s. Grafik unten).

Die Stadtbahn hat wieder Chancen, titelte die »Taz«
online am 19. Oktober, genau eine Woche, nachdem im
Volks- bzw. Zukunftsentscheid 304.063 Hamburger*in-
nen dem vorgelegten Klimaschutzverbesserungs-
gesetz zugestimmt hatten, eine Mehrheit von 53,2
Prozent. Nun missen also alle Klimaziele nicht erst bis
2045, sondern bereits bis 2040 realisiert werden. Die
Mehrheit der Bevilkerung jubelt, die SPD ist sauer, die
GRUNEN haben jetzt in der Stadtgesellschaft die Chan-
ce, Punkte beim teilweise verloren gegangenen Vertrau-
en wiedergutzumachen.

Nutzlich dirfte fiir die weitere Debatte ein im Auftrag der
Umweltbehodrde entstandenes 50-seitiges Gutachten des
Oko-Instituts e.V. und des Hamburg-Instituts sein. Es
ist zwar schon am 9. September fertiggestellt worden,
liefert aber verschiedene MaBnahmen und Instrumente
fur eine Klimaneutralitat bis 2040. Als Beflrworter*in-
nen des Zukunftsentscheids bleibt es unsere Aufgabe,
immer wieder auf dessen zentrale Inhalte zu verweisen:
auf fairen Klimaschutz, der fiir alle bezahlbar ist; auf jahr-

Von einer Experten-Website

Die Zustimmung zum Klimaschutzverbesserungsgesetz haben vor allem
die cityndheren Stadtteile entschieden - aus einer der Grafiken des Sta-
tistikamtes.

liche Etappenziele, um eine Uberpriifbare Transparenz
und Planbarkeit herzustellen; und natirlich auf das Ziel
der Klimaneutralitat bis 2040.

Am 21. Oktober stellte die Stadtentwicklungsbehérde
ihren neuen Stadt-Umland-Atlas vor, und den begriin-
det sie so: "Hamburg wachst - und mit der Stadt auch
die Herausforderungen: bezahlbarer Wohnraum, klima-
freundliche Mobilitat, der Schutz natdirlicher Lebens-
grundlagen und das Miteinander in einer vielfaltigen
Metropole. Um gute Losungen zu finden, braucht es ein
gemeinsames Verstandnis des Raums - iber Verwal-
tungsgrenzen hinaus. Der Stadt-Umland-Atlas liefert
daflr eine sachliche Grundlage: Beschreibend, ohne zu
bewerten - und l1&dt zum Mitdenken ein«. Klingt doch
interessant. Und tatsachlich ist das durchaus anschau-
lich gelieferte Material enorm: Rund 300 Karten und
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Das Beispiel COz-Emissionen im Verkehr - aus dem o.a. Gutachten der
beiden Institute

Abbildungen aus mehr als 150 Datensatzen werden
geliefert, in den vergangenen zwei Jahren zusam-
mengetragen von etwa 100 Fachleuten. Das dicke,
256-seitige Teil kann zum Preis von 44,- Euro erworben
oder kostenfrei im Netz downgeloadet werden.

Begleitet wird die Herausgabe dieses gigantischen Stadt-
Umwelt-Atlas® durch eine Ausstellung im Auswanderer-
museum BallinStadt (Veddeler Bogen 2). Ihr Titel: Schau
Hamburg in die Karten. Noch bis zum 30. November
kdnnen dort taglich bis 18.00 Uhr tiber 300 groBforma-
tige Karten und Abbildungen aus dem Atlas angeschaut
werden. Sie sollen die enge Verbindung Hamburgs mit
seinem Umland veranschaulichen, auch als Einstieg in
die Debatte um ein neues Leitbild der Stadt bis zum Jah-
re 2050. Ergénzt wird die Schau durch Stadtfotografien
von Philip Heckhausen.

Das Programm zur Ausstellung gibt es hier.

Aus dem Flugldrmbericht fiir das Jahr 2024, S. 22.

Mitte November hat die Allianz fiir den Fluglarmschutz
ihren am 27. Oktober fertiggestellten Jahresbericht
2024 vorgelegt. Die Allianz, so die Selbstbeschreibung,
vist ein Dialogforum, in dem sich Fluglarmbetroffene,
Flughafen, Luftverkehrswirtschaft, Wirtschaft der Metro-
polregion, Politik und Verwaltung tber die Moglichkeiten
zur Verringerung der luftverkehrsbedingten Belastungen
durch den Betrieb am Hamburger Flughafen austau-
schen.« Hauptergebnis der 127-seitigen Untersuchung
ist, dass die »Nachfrage nach Flugreisen« auf dem
Hamburg Airport im vergangenen Jahr erneut ge-
stiegen ist, namlich auf 14,83 Millionen Passagiere (S.
3). Dadurch hat es auch eine Ausweitung der nachtlich
verspéateten (und eigentlich zu verhindernden) Starts

und Landungen gegeben, auf 987 (2023: 809) alleine

im Zeitraum 23.00 bis 24.00 Uhr. Von Mai bis Oktober
»Ubertrafen die Zahlen der verspateten Fliige auch die
Werte von 2018, dem Jahr mit den Bislang meisten
nachtlich verspéteten Starts und Landungen«. Der Bericht
wird in den kommenden Tagen sicher ins Netz eingestellt.

Ebensowenig klimarettend wie die Zunahme der Flug-
passagiere ist die stetige Erhohung der Fahrpreise
durch den Hamburger Verkehrsverbund (HVV), von
der Verteuerung des Deutschlandtickets (2023: 49 Euro,
2025: 58 Euro, 2026: 63 Euro) mal ganz abgesehen. Die
Fahrpreise in Hamburg werden ab dem 1. Januar 2026
erneut spurbar angehoben, dieses Mal um 5,4%, das
Doppelte der gegenwartigen Inflationsrate, wie Heike
Sudmann in ihrer Presseerklarung vom 28. Oktober mit-
teilte. »Das ist ein vollig falsches Signall«
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https://www.linksfraktion-hamburg.de/rekord-preiserhoehung-beim-hvv-rot-gruener-senat-setzt-voellig-falsches-signal/
https://www.jovis.de/de/book/9783986122300
https://www.hamburg-tourism.de/sehen-erleben/veranstaltungen/veranstaltungskalender/schau-hamburg-in-die-karten-ausstellung-und-programm-zum-stadt-umland-atlas/#c29496775
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Links die Broschiire von Fuss e.V., daneben das Logo »Mobilitat in Deutschland« des Ministeriums

Fuss e.V. hat im Oktober eine neue, wichtige Broschiire
zum Thema Zebrastreifen vorgelegt. »Aktueller An-
lass«, so Deutschlands vielleicht wichtigste Lobby fiir den
FuBverkehr, »sind reformierte Planungsvorschriften, dank
denen Zebrastreifen haufiger und leichter geschaffen
werden kénnen als bisher. Verkehrsbehdrden missen
nicht mehr vorher den FuB- und Fahrverkehr zéhlen oder
eine besondere Gefahr nachweisen. Und sie kdnnen
jetzt an jedem Zebrastreifen ein sicheres Tempolimit

von 30 Stundenkilometern festlegen.« Fiir den Kampf

um die oft vernachldssigten Rechte und Forderungen

der FuBgéanger*innen gehort die Information, dass laut
GroBstudie »Mobilitat in Deutschland« mit Stand von
Ende Marz 2025 der Anteil des FuBverkehrs stérker als
alle anderen Verkehrsarten wéchst. Wurden vor acht
Jahren noch 22 Prozent aller Wege in Deutschland
komplett zu FuB bewiltigt, sind es im Jahre 2023
satte 26 Prozent gewesen. Hier gibt es die 42-seitige
Broschiire von Fuss e.V.

Bedriickend ist ein Unfall-Ranking des Unfallversiche-
rers Allianz-Direct vom November 2025. Manchmal

ist es doch erstaunlich, was da in diesem Land alles so
berechnet und platziert wird, wie eben im Fall der unfall-
trachtigsten StraBen in Deutschland. Und wenn Rankings

Aus der aufschlussreichen Verkehrsunfallstatistik der Allianz fiir 2024.

meist dazu genutzt werden, den Schonsten, die GroBte
oder sonst einen mehr oder weniger positiven Super-
lativ hervorzuheben, ist es bei diesem Ranking eher ein
Armutszeugnis. Und so kann sich Hamburg »riihmen,
unter den zehn geféhrlichsten StraBen Deutschlands fiir
2024 gleich zwei aufgelistet zu sehen: Die Kieler StraBe
mit 59 und die Cuxhavener StraBe mit 56 Unféllen.
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https://www.fuss-ev.de/wp-content/uploads/2025/10/Zebrastreifen_RudolphStimpel.pdf, die große Mobilitätsstudie des Bundesverkehrsministeriums hier: https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/mobilitaet-in-deutschland.html
https://www.allianzdirect.de/kfz-versicherung/gefaehrlichste-bundeslaender-unfallstatistik/
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*Mit Einkommensquartilen ist die Aufteilung der Bevdlkerung in vier
gleich groBe Einkommensgruppen gemeint. Die Geringverdiener*in-
nen - das 1. Quartil - hat nach der IFO-Studie, S. 12, gemessen am
Einkommen eine Mietbelastungsquote von 42,0 %.

Wahrend der Senat, die Wohnungswirtschaft und andere
Gruppierungen - allen voran ausgerechnet der Verband
Norddeutscher Wohnungsunternehmen (VNW) - Gber
den siegreichen Zukunftsentscheid jammert und
dramatische Mietpreiserhohungen prognostiziert,
stellt sich das Janze, bei Lichte betrachtet, doch etwas
anders dar. Klar, Klimaschutz kostet Geld, das sollte

und dirfte inzwischen jede*r verstanden haben. Aber
Christoph Twickel hat in einem Beitrag fir »Die Zeit«
Ende Oktober nachgewiesen, dass die bayerische Lan-
deshauptstadt Miinchen anders mit der Problematik
umgeht und dort also keine exorbitanten Mieterho-
hungen erwartet werden. Guckst du hier. Auch Jonas
Fabricius-Fiillner hatte sich fiir »Hinz&Kunzt« schon vor
dem Volksentscheid kritisch mit dem Vorwurf des VNW
auseinandergesetzt, dass die Mieten um 3 oder gar 4
Euro pro Quadratmeter steigen wirden, wenn die Klima-
ziele bereits bis 2040 erreicht werden missen. Er kommt
zu anderen Ergebnissen und erinnert nicht zuletzt daran,
dass die Heizkosten nach einer verniinftigen energeti-
schen Sanierung um bis zu 30 Prozent reduziert werden
kdnnten.

Im letzten Biirger*innenbrief hatten wir schon dariiber
berichtet, dass die akute Wohnungsnot laut Einschatzung
des Pestel-Instituts immer stérker auch zum Problem

flir die deutsche Wirtschaft wird - sie findet immer
weniger Mitarbeiter*innen, die sich die ortlichen Mieten
erlauben kénnen (Merkur online vom 7.10.2025). Und
nun haut noch das Institut fir Wirtschaftsforschung
(IFO) in dieselbe Kerbe. Das Autorenteam um Prof. Oliver
Falck konstatiert in einer jingst erschienenen Unter-
suchung: »Wenn Wohnraummangel verhindert, dass
Menschen Jobs in den Stadten annehmen, wird er selbst
zum Wachstumshindernis.« Der 14-seitige Aufsatz tragt

den Titel Mieten - Wachstumshemmnis und sozialer
Sprengstoff in GroBstadten? Und wie dramatisch die
Entwicklung ist, schldgt sich laut dieser Analyse ein-
mal mehr in der Mietpreisexplosion vorrangig in den
Ballungsrdumen nieder: »Auch innerhalb der GroBstadte
fallen Niveau und Dynamik sehr unterschiedlich aus. In
Berlin verdoppelten sich die Angebotsmieten von 7,97
Euro/m? im Jahr 2013 auf 16,56 Euro/m? im Jahr 2025
(+108 %). In Miinchen stiegen sie von 13,44 auf 22,28
Euro/m? (+66%), in Kéln von 9,16 auf 15,14 Euro/m?
(+65%). Hamburg, Frankfurt am Main, Stuttgart und
Diisseldorf verzeichneten Zuwachse zwischen 55
und 60 %: in Hamburg von 10,56 auf 16,37 Euro/m?,
in Frankfurt von 11,23 auf 17,65 Euro/m? in Stuttgart
von 10,17 auf 15,91 Euro/m? und in Diisseldorf von 9,22
auf 14,78 Euro/m? Lesenswert zu dieser Problematik ist
ein Artikel im »Neuen Deutschland« online vom 16. Okto-
ber (s. die obige Grafik).

Um Bezahlbares Wohnen ging es auch auf einer
Tagung der gewerkschaftsnahen Hans-Bockler-Stif-
tung (HBS) und der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES)
am 3. November. Im Fokus standen dabei Wege zu
einer sozial gerechten Wohnungspolitik. Besonders
interessant an dieser Zusammenkunft ist, dass sie eben
auch von der FES - immerhin dem Thinktank der SPD -
mit organisiert worden war. Und entgegen der vor allem
von Olaf Scholz ein Jahrzehnt lang gebetsmuhlenartig
propagierten Parole »bauen, bauen, bauen«, kommt u.a.
Lisa Pfann (FES) zu einer etwas anderen Erkenntnis: »Der
Neubau allein wird es nicht richten (konnen). Wenn
es um bezahlbares Wohnen fur Mieter*innen geht, dann
steht vor allem auch der Wohnungsbestand im Fokus.«
All das ist nachzulesen im kurzen Auswertungsbericht
der Veranstaltung.
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https://www.zeit.de/2025/46/wohnungskrise-klimaschutz-sanierung-miete-hamburg-muenchen
https://www.hinzundkunzt.de/steigen-die-mieten-durch-den-zukunftsentscheid/
https://www.merkur.de/wirtschaft/wirtschaft-experten-schlagen-alarm-wohnungsnot-wird-zum-problem-fuer-deutsche-zr-93971234.html
https://www.ifo.de/DocDL/sd-2025-10-zdg-falck-etal-wohnungsknappheit.pdf
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1194806.wohnen-wohnungen-in-grossstaedten-zwischen-niedriglohn-und-mietenwahnsinn.html
https://www.boeckler.de/de/interviews-17944-bezahlbar-wohnen-72631.htm
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Am 6. November hat der Deutsche Mieterbund (DMB)
seinen diesjahrigen Mietenreport 2025 vorgelegt. Keine
Uberraschung, was sich da - ungebremst von der Regie-
rungs- und Senatspolitik - abspielt: Hamburg mit seiner
Mietquote von 79,7 Prozent gehdrt zu den Metropolen,
in denen die Haushalte am starksten mit hohen Wohn-
kosten konfrontiert sind. Rolf Bosse, der Vorsitzende
des hiesigen DMB-Mietervereins zu Hamburg, in seiner
Pressemitteilung vom 6. November: »Der Mietenreport
bestétigt, was wir bereits befiirchtet haben: Die Woh-
nungskrise hat die Mitte der Gesellschaft erreichtx.

Den 32-seitigen Mietenreport gibt’s hier.

Sand in die Miihlen der sozialdemokratisch dominierten
und zu nimmer weiteren Mieterhéhungen fiihrenden
Wohnungspolitik a la »Bauen, bauen, bauen« wirft die
europaische Biirger*inneninitiative HouseEurope!
Zurzeit sammelt sie eine Million Unterschriften gegen
den Wahnwitz, in Europa in jeder Minute ein Gebaude zu
zerstoren und ressourcenvernichtend neu zu bauen. »Wir
wollen diese Zerstorung stoppen und Renovierung zur
neuen Norm machen - denn der Abriss bestehender
Gebaude ist von gestern, genauso wie Lebensmittelver-
schwendung, Tierversuche, Fast Fashion und Einweg-
plastik«, so HouseEurope! Die Forderungen der Initiative
ranken sich um vier Saulen: Steuerreduzierungen, faire
Bewertungskriterien, ganzheitliche Betrachtungen und
Forderprogramme.

Die Anstalt hat sich in den vergangenen Jahren zu dem
inhaltlich wohl tiefschiirfendsten, kritischen Sa-
tiremagazin entwickelt. Der jeweils in einer Sendung
bearbeitete Themenschwerpunkt greift einen aktuellen
gesellschaftlichen Diskurs auf und belegt sémtliche, oft
uberraschenden Thesen und Daten mit breitem Hinter-
grundmaterial - abrufbar tber die angegebene Webver-
bindung. Die neueste Ausgabe mit dem Titel Die Abriss-
anstalt wurde im ZDF am 11. November ausgestrahlt. In
der absolut sehenswerten 48-miniitigen Sendung prasen-
tieren Maike Kuhl, Max Uthoff, Gisa Flake und Timo Wopp
einen satirischen Abriss des deutschen Wohnungs-
marktes. Wohnungsbauturbo, Mietpreise, Drittel-Mix,
Wohngeld - alles wird hochst unterhaltsam durch den
Kakao gezogen.

Foto der jlingsten »Anstalt« vom eigenen Bildschirm

Aber, Hand aufs Herz, das ZDF Magazin Royale mit Jan
Béhmermann hats auch oft in sich, war er es doch, der
vor einiger Zeit z.B. aufgedeckt hat, dass gleich mehrere
Firmen ihren quasi steuerfreien Sitz in einem Forsthaus
derer von Bismarck im Sachsenwald haben. B6hmer-
mann blieb dran und prasentierte in seiner letzten, halb-
stiindigen Satireshow am 14. November allerlei weitere
Steueroasen, nicht etwa auf den Kaimaninseln, sondern
mitten in Deutschland (). Grundlage fiir die bisweilen
komisch anmutenden - sagen wir - Steuerersparniswege
mehr oder weniger groBer Unternehmen sind monatelan-
ge Recherchen des Magazins und von FragdenStaat. Das
Ergebnis der digitalen Entdeckungsreise durch Deutsch-
land ist nun einerseits die aktuelle Sendung wie auch an-
dererseits eine interaktive Karte mit dem Verzeichnis
von bisher 37 gemeindlichen Steueroasen. Darunter
beispielsweise die Deutsche Bank, die sich in der Feuer-
wache eines 200-Seelen-Dorfes in der ostdeutschen
Provinz eingemietet hat.

In seiner jungsten, erst kirzlich erschienenen Studie

im Auftrag des Bundesverbandes Deutscher Baustoff-
Fachhandel teilt das renommierte Pestel-Institut mit,
dass in Hamburg 25.900 Wohneinheiten fehlen. Dem
stehen rund 6.950 leer stehende Wohneinheiten und
lediglich 4.116 genehmigten Neubauwohnungen bis
Ende September gegenlber. Die "Hamburger Morgen-
post« online vom 7. November berichtet Gber diese wenig
erbaulichen Zahlen. Fir die Verbandsvorsitzende Katha-
rina Metzger belegen sie einen »Wohnungsbau-Turbo,
der nie geziindet hat«. Die neue Pestel-Studie ist beim
Auftraggeber bis zum BB-Redaktionsschluss noch nicht
eingestellt worden, ein Blick auf dessen Homepage lohnt
trotzdem.
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https://www.mieterverein-hamburg.de/mediathek/pressemitteilungen/dmb-mietenreport-wohnungskrise-ist-in-der-mitte-der-gesellschaft-angekommen/
https://www.zdf.de/play/shows/zdf-magazin-royale-102/zdf-magazin-royale-vom-14-november-2025-100
https://www.zdf.de/play/shows/zdf-magazin-royale-102/zdf-magazin-royale-vom-14-november-2025-100
https://steueroasen.watch/
https://www.mopo.de/hamburg/wohnungsnot-in-hamburg-fast-26-000-wohnungen-fehlen-und-tausende-stehen-leer/
https://www.bdb-bfh.de/unsere-studien.html
https://mieterbund.de/app/uploads/2025/11/Mietenreport_2025_final03Nov.pdf
https://www.houseeurope.eu/de/
https://www.zdf.de/play/shows/die-anstalt-104/die-anstalt-vom-11-november-2025-100
https://www.zdf.de/play/shows/die-anstalt-104/die-anstalt-vom-11-november-2025-100
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freihaus-nr-29-erschienen-im-jubilaeumsjahr-als-doppelausgabe/

40 Jahre alternative Baubetreuung durch »Stattbau
Hamburg« sind wahrlich ein Feiergrund. Und so hat der
Stadterneuerer anlésslich seines Jubildums gleich zwei
Nummern seines ansonsten jahrlich erscheinenden
Organs »Freihaus« am 4. November herausgegeben.
Das Info fiir gemeinschaftliches und selbstbestimmtes
Wohnen ist mehr als des Blatterns wert, die nunmehr
30 Ausgaben haben immer wieder wesentliche Impulse
flr stadtentwicklungspolitische Debatten in Hamburg
gesetzt. Dicke Gratulation vom Birger*innenbrief-Team,
das sich gerne mal im Freihaus bedient!

Die Verdopplung der Mitgliederzahl halt DIE LINKE in
Atem. In Hamburg, und sicher nicht nur dort, reagiert die
Partei mit einer Bildungs- und Aktivierungskampagne.
Nehmen wir nur das tatsachlich so titulierte Bildungspro-
gramm Aufbauheld*innen. Bisher ging es, klar, um Karl
Marx, Organizingmodelle und etliche weitere Themen;
bis zu den Feiertagen am Jahresende stehen noch zwei
Online-Veranstaltungen an, einmal am Donnerstag, den
20. November, 19.00 Uhr, zur politischen Planung im

freihaus-nr-30-erschienen-im-jubilaeumsjahr-als-doppelausgabe/

Kreisverband, zum anderen am Donnerstag, den 12.
Dezember, ebenfalls um 19.00 Uhr, zum Erkennen und
Bearbeiten von Konflikten. Mehr dazu hier.

Uber die Hamburger LINKE informieren allerlei
regelmaBige Eigengewachse, wie z.B. die Backbord,
die Zeitung der Linksfraktion in der Biirgerschaft. Die
Herbst/Winter-Ausgabe dreht sich vor allem um Gewalt
gegen Frauen und wie wir sie stoppen. Aber auch in den
sieben Bezirksorganisationen und -fraktionen der Ham-
burger LINKEN tut sich da einiges. Nehmen wir nur mal
den Altonaer Rundblick der dortigen Bezirksfraktion,
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https://www.die-linke.de/fileadmin/user_upload/Programm_Aufbauheld_innen_02-2024.pdf
https://www.linksfraktion-hamburg.de/wp-content/uploads/2025/10/Backbord_2025_Herbst_Winter_web_Einzelseiten.pdf
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zuletzt erschienen im Sommer 2025, aber mit Berichten
zu allerlei kommunalen Auseinandersetzungen. Jingst
erschienen ist eine neue Ausgabe des monatlichen, viel-
schichtig informativen Newsletters der Bezirksfraktion
Eimsbuttel mit dem Titel Die Linkskurve. Wer mehr
Infos Uber die Hamburger LINKE haben oder beziehen
mochte, hier habt Ihr einige Anregungen.

Erneut ist Anne Brorohilker auf Einladung der Links-
fraktion in Hamburg. Wir erinnern uns: Die Juristin war
Oberstaatsanwaltin bei der Staatsanwaltschaft KéIn und
leitend an den Ermittlungen zum Cum-Ex-Steuerbe-
trug beteiligt. Ihre wachsenden Zweifel am Aufklarungs-
willen fiihrte zur Entlassung aus dem Beamtenverhéltnis.
Seit 2024 ist sie als Co-Geschaftsfiihrerin der Biirger-
bewegung Finanzwende engagiert. Und am Donners-
tag, den 20. November, berichtet sie ab 18.00 Uhr im
Rathaus iiber ihre Erfahrungen als CumEx-Jagerin. Zur
Zeit ist Brorhilker vor allem dafiir unterwegs, die Bundes-
regierung davon abzuhalten, die Aufbewahrungsfristen
fur Dokumente aus den CumCum-Geschéften zu verkir-
zen. So wie es im Moment scheint, konnte dieses Unter-
fangen durch massive Proteste bundesweit gestoppt
werden. Zum aktuellen Stand siehe hier.

Die GRUNEN-Nahe Heinrich-B&lI-Stiftung |4dt ein zu
einer Online-Diskussionsveranstaltung am Donnerstag,
den 20. November, um 18.00 Uhr ein. Thema der ander-
thalbstindigen Debatte: Das Prinzip Schwammstadt
und Blau-Griine Infrastrukturen - wie unsere Stadte
kliiger mit Wasser umgehen konnen. Teilnehmende
sind Sabine Sommer (BUND Hamburg), Stefan Kreutz

Erneute Veranstaltungsbewerbung in Hamburg
(Foto: M. Joho)

(HafenCity Universitat), Sonja Schlipf (RISA Hamburg)
sowie als Moderatorin Petra Zivkovic (Boll-Stiftung). Um
Anmeldung per E-Mail wird gebeten.

Das bundesweite Netzwerk Mieten & Wohnen |&dt ein
zu zwei Onlineveranstaltungen. Am Donnerstag, den
20. November, 19.00 Uhr, geht es um die »Begleitung
der Arbeit der Expertenkommission zur Verbesserung
des Mietrechts (Anmeldung unter raabe@jrr-berlin.de).
Neben dieser Eigenveranstaltung wirbt das Netzwerk
auch um Beteiligung an einer weiteren Online-Debatte
am Donnerstag, den 27. November, ebenfalls 19.00
Uhr, bei der es Republikanischen Anwalt*innenverein
und dem Berliner Mieterverein um die Frage geht,
wie die Wohnungswirtschaft die Deregulierung der
Mieten plant (Anmeldung unter schulte@berliner-mieter-
verein.de).

Gegen Feminizide und geschlechtsbasierte Gewalt,
so ist ein groBer Kongress lberschrieben, der vom 21.
bis 23. November in den Raumlichkeiten der Universi-
tat Hamburg in Eimsbittel und der Werkstatt (W) 3 in
Altona stattfindet. Hintergrund fir diese Veranstaltung
ist die alarmierende Zunahme von Morden an und Ge-
walt gegen Frauen - alleine in 2023 sind in Deutschland
938 Madchen und Frauen Opfer von versuchten oder
vollendeten Tétungsdelikten gewesen. »Mit diesem
Kongress wollen wirg, die veranstaltenden Organisatio-
nen von der Luxemburg- Gber die Boll-Stiftung, den AStA
der Uni Hamburg, die W3 und der Verein fir politische
Bildung, Analyse und Kritik e.V. - »ein klares Zeichen set-
zen: (Tédliche) Gewalt muss endlich enden. Wir schauen
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nicht weg, sondern stehen - als direkt oder indirekt
Betroffene des patriarchalen Systems und als Unterstit-
zer*innen - solidarisch an der Seite der Betroffenen und
mochten gemeinsam zum Aktivwerden auffordern und
motivierenc.

Von der Homepage der Rosa-Luxemburg-Stiftung Hamburg mit Angaben
zum 23-seitigen Programm und zur Anmeldung.

Jeder fiinfte Mensch in Hamburg ist von Armut be-
troffen. Das heiBt konkret, dass mehr als 350.000 Men-
schen weniger als 1.329 Euro monatlich zur Verfligung
stehen. Wie schlecht es einem besonders dramatisch
betroffenen Teil von ihnen - den Obdachlosen - geht,
das sollte eigentlich eine von der Sozialbehdrde durch-
geflihrte Befragung ergeben. Mehr als 20 Monate hat sie
gebraucht, bis am 5. November endlich die bedriicken-
den, aber angesichts des taglichen Elends in den beson-
ders frequentieren Vierteln keineswegs liberraschenden
Ergebnisse publiziert wurden. Selbst die Sozialbehdrde
stellt fest: Der Gesundheitszustand der Betroffenen
hat sich gegeniiber fritheren Jahren verschlechtert.
Hier einige Kernaussagen: »Im Rahmen der Gesundheits-
befragung wurden 300 Fragebdgen obdachloser Men-
schen ausgewertet. Rund 26 Prozent der Befragten be-
werteten ihre Gesundheit dabei als »gut« oder »sehr guts.
Mehr als die Halfte schatzte sie als »weniger gut« oder
»schlechtq ein - ein Anstieg im Vergleich zu friheren
Erhebungen. 41 Prozent der Befragten gaben an, psychi-
sche oder Suchterkrankungen zu haben, weitere 16 Pro-
zent erklérten, zuséatzlich an kérperlichen Erkrankungen
zu leiden. Obwohl 68 Prozent der Befragten uber dauer-
hafte gesundheitliche Beeintrachtigungen berichteten,
gaben nur 32 Prozent an, Unterstitzung zu bendtigen

- ein Hinweis auf eine eingeschrankte Krankheitseinsicht
oder mangelnde Behandlungsbereitschaft.« Eine differen-
zierte Einschatzung der Gesundheitssituation der auf der
StraBe lebenden Menschen findet sich in »Hinz&Kunzt.
Eine Moglichkeit, Solidaritat mit den Obdachlosen zu
Uben und zugleich ihres schweren Weges zu erinnern,

ist die Teilnahme am alljahrlichen 6kumenischen

Gedenkgottesdienst fiir verstorbene wohnungslose
Menschen. Er findet das nachste Mal am Sonntag, den
23. November, um 18.00 Uhr in der Kirche St. Bonifatius
(Am Weiher 29) statt. Allein in diesem Jahr sind bisher 17
obdachlose Menschen auf der StraBe gestorben, meldete
jingst das Magazin »Hinz&Kunzt«.

Von der Diakonie-Website

Wer sich fiir die hamburgische Stadtgeschichte interes-
siert sollte sich Mittwoch, den 26. November, 19.30
Uhr, notieren. An diesem Abend geht es im Kérber-Forum
(Kehrwieder 12) um einen zentralen Streitfall Geschich-
te, ndmlich die Frage, ob Hamburg ein Kolonialis-
mus-Problem hat. Eigentlich mehr eine rhetorische
Frage, denn der Reichtum der Stadt beruht bekanntlich
zu einem Gutteil auf der Ausbeutung von Landern auf
dem afrikanischen Kontinent und anderswo im 19./20.
Jahrhundert. Vor diesem Hintergrund geht es natir-

lich auch darum, ob diese Erkenntnis schon geniigend
verbreitet ist und vermittelt wird. Darlber diskutieren

am besagten 26. November Kultursenator Carsten
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Brosda und die postkoloniale Stadtforscherin Noa K. Ha,
Geschéftsfihrerin des Deutschen Zentrums fir Integra-

tions- und Migrationsforschung. Die Moderation obliegt

Victoria Reichelt. Weitere Infos und Anmeldung hier.

Und wo wir gerade bei der hamburgischen Geschichte
sind, 1asst sich gleich noch ein Termin im Kalender fest-
halten. Am Donnerstag, den 27. November, 16.00 bis
17.00 Uhr, fihrt namlich die Staats- und Universitats-
bibliothek Hamburg Carl von Ossietzky (SUB) in einen
ihrer wichtigen Besténde ein. Es geht um die legendéaren
Adressbiicher, die seit 2010 nach und nach ins Netz
eingestellt worden und damit fir jedermensch abrufbar
sind. Es handelt sich dabei konkret um die Hamburger
Adressblicher von 1787 bis 1966, die Altonaer Pendants
von 1802 bis 1938, die Bergedorfer Adressbicher von
1880 bis 1938 sowie Vorlaufer aus dem 18. Jahrhun-
dert und weitere Adress- und Fernsprechbiicher, ein

in Deutschland einzigartiger Bestand. So konnen wir
endlich ohne groBen Aufwand am Bildschirm eigen-

Von der SUB-Homepage

sténdig recherchieren, wo unsere linken oder vielleicht
auch rechten (Ur-) GroBeltern gewohnt haben, welche
Menschen mit welchen Berufen in den einzelnen Wohn-
hausern gemeldet waren und wann die Adressen z.B.

der judischen Nachbar*innen getilgt wurden. Tatsachlich
mussen sich Interessierte erst einmal in die Nutzung die-
ser Adressbicher einfummeln. Und dafiir bietet die SUB
am 27. November, in ihrem PC-Schulungsraum im Altbau
(Grindelallee/Ecke Edmund-Siemers-Allee) mit ihrer
Praktischen Einfiihrung in die neue Suchoberflache
der Hamburger Adressbiicher Digital eine hervorra-
gende Mdglichkeit. Infos und Anmeldung unter https://
blog.sub.uni-hamburg.de/?p=41140.

»Eine klassenlose Gesellschaft war schon immer eine
Illusiong, schreibt etwas nassforsch die Akademie
Nordkirche in ihrem jlingsten Newsletter. Lassen wir
das mal auBen vor, nehmen aber zur Kenntnis, dass die
Einrichtung am Montag, den 1. Dezember, von 12.15
bis 14.00 Uhr in die Esplanade 15 einladt zur Veranstal-
tung Klasse - Die Entstehung von Oben und Unten.
Darlber referieren wird der Utrechter Philosophieprofes-
sor Hanno Sauer, der vor gut zwei Jahren ein Buch Uber
Moral und die Erfindung von Gut und B&se verfasst hat.
Diskussionspartnerin ist die Politikwissenschaftlerin Dr.
Martyna Linartas von der Freien Universitat Berlin, die
das Internetportal ungleichheit.info betreibt. Der Eintritt
betragt 5 Euro und umfasst einen kleinen Mittagsimbiss.
Weitere Infos und Anmeldung hier.

Am Sonntag, den 7. Dezember, 13.00 Uhr, machen
sich ein Biologix und ein Architekturhistoriker auf den
Weg, den Retortenstadtteil HafenCity auf historischem
Grund zu erkunden. Natur versus Architektur, so die
Uberschrift, die Andromeda diesem Rundgang gegeben
hat. Alles Nahere inklusive Anmeldung sollte in einer E-
Mail erfragt werden.

Migrantisches Engagement in Hamburg starken, das
ist das Thema und das Ziel einer Tagung der Interkulturel-
len Denkfabrik e.V. am Donnerstag, den 11. Dezember,
von 16.00 bis 20.00 Uhr in der Zentralbibliothek (Hiih-
nerposten 1). Hierbei handelt es sich um das Abschluss-
forum der Netzwerk-Veranstaltungsreihe »WeDo - Deine
Stimme, dein Raum, unser Dialog« in den vergangenen
Monaten, bei der es um die Vorstellung der migranti-
schen Selbstorganisationen geht. N&heres zu dieser und
auch weiteren Veranstaltungen hier.
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Holen wir uns die Gemeinnutzigkeit zuruck!
Mit Max Brauer die SAGA reformieren.

Von Rainer Benecke, aktiv in der Hamburger LINKEN

»Zehntausende Menschen suchten vergeblich eine Wohnung.
Viele Familien waren in zwei Zimmern mit acht oder mehr
Personen untergebracht.« So beschrieben die »Altonaer Nach-
richten«am 13. Februar 1923 die Wohnungsnot in der 169.000
Einwohnende z&hlenden Stadt Altona. Diese Not wuchs Tag
fiir Tag, denn wahrend des Ersten Weltkriegs kam der Woh-
nungsbau vollig zum Erliegen. Neue Wohnungen waren nach
dem Krieg nur durch neue Kreditaufnahmen zu finanzieren.
Die Reichsregierung verweigerte jedoch diese notwendigen
Zuschisse: »Schuldenbremse« schon damals.

Gut fiir die Wohnungssuchenden, gut flir den Wohnungs-
bau in Altona, dass es Max Brauer (1887-1973) gab. Der so-
zialdemokratische Stadtkdmmerer und Zweite Biirgermeis-
ter der Stadt Altona, die erst 1938 Hamburg eingemeindet
wurde, verhandelte monatelang mit der Reichsregierung
um die notwendigen Kredite. »Die Konservativen lehnten je-
den Eingriff der Kommune in das Wirtschaftsleben ab und
sprachen sich gegen jene Steuererh6hungen aus, die den al-
ten Mittelstand betrafen¢, heifit es in einem im Staatsarchiv
Hamburg lagernden Dokument dazu.

Max Brauer war als Stadtkdmmerer - heute wiirde er als
Finanzsenator bezeichnet werden - verantwortlich fiir die
Haushalts-, Versorgungs- und Wohnungsfragen seiner Stadt.
Wiéhrend des Kapp-Putsches im Mérz 1920 organisierte der
gelernte Glasblaser und Gewerkschafter gemeinsam mit vie-
len anderen Gewerkschaftsmitgliedern den Generalstreik ge-
gen den Versuch rechter Militdrs und ihrer Verbilindeten, die
junge Weimarer Republik zu stiirzen. Sie wollten eine rechts-
radikale Regierung. Spdter dann versuchte er iiber Steu-
ern, Abgaben und Investitionen die Lebensbedingungen der
Mehrzahl der Menschen in Altona zu verbessern.

Er verstand den Wohnungsbau und das Angebot an Woh-
nungen fiir Erwerbstatige, arbeitslose und notleidende Men-
schen als wesentlichen Teil der Daseinsvorsorge. Das sei eine
gesellschaftliche Aufgabe, die nicht allein dem Markt iiber-
lassen werden konne, so Max Brauer. Er suchte fiir diese An-
sicht weitere Mitstreitende. Er fand sie auch in den Gewerk-
schaften.

Sehr praktische Hilfe fiir Max Brauer und seine Politik
gab es durch den Architekten und Stadtplaner Georg Oelsner
(1879-1956). Ihr gemeinsames Ziel war, die schlechten, engen
und ungesunden Wohnbedingungen der armen Menschen
in der Stadt Altona nach dem Ersten Weltkrieg mdglichst
schnell zu verbessern. Wohnungen mussten her, bezahlba-
rer Wohnraum in und fiir Altona. Brauer und Oelsner ent-
schieden sich, mit genossenschaftlichen und gewerkschaftli-
chen Bautragern zusammenzuarbeiten. Der eine sorgte sich
um die Finanzierung, der andere entwarf schon mal »licht-
durchflutete Gartenstéddte¢, in der die Menschen besser und
in Wiirde leben konnten. Er fand stadtplanerische und gestal-

tende Auswege aus Muff und Schimmel, aus Enge und unzu-
mutbaren hygienischen Zustdnden.

Diese aktive und gestaltende Wohnungspolitik in der In-
dustriestadt Altona musste gegen die ortlichen Widerstande
der Immobilieneigner und Besitzenden sowie der Reichsre-
gierung durchgesetzt werden. Auch die Schuldenbremse da-
mals verursachte Inflation, Arbeitslosigkeit und auch Hass.
Die weitere Entwicklung ist bittere Geschichte.

Doch Max Brauer gelang das schier Unmdgliche. Er mo-
bilisierte Kredite fiir den Bau von Wohnungen. Am 29. De-
zember 1922 konnte die »Gemeinniitzige Siedlungs-Ak-
tiengesellschaft Altona¢, kurz SAGA, gegriindet werden.
»Wohnungsbau ist eine dffentliche Aufgabe. Die Gemeinde
muB bauen, wo die Privatwirtschaft versagt«, fasste Brauer
seine Erfahrungen zusammen.

Zunéchst tibernahm die SAGA 1923 die 760 Wohnungen
der Steenkamp-Siedlung vom Verein »Heimstédtten Ham-
burg«. Die SAGA setzte die Bauarbeiten fort. Mit Magistrat
Max Brauer wurden in Altona von 1923 bis 1932, trotz Mas-
senarbeitslosigkeit und Inflation, 10.385 Wohnungen gebaut.
Davon entstanden 3.800 Wohnungen direkt im Auftrag der
Kommune.

Oelsner verstand »Wohnungsbau als Instrument gesell-
schaftlicher Reformq, so sein Biograf Christoph Timm in dem
1984 erschienenen Buch »Gustav Oelsner und das neue Al-
tonac. Er setzte sich fiir lichte Gartenstéddte ein - und hétte als
Altonaer Bausenator, der er mit Brauers Unterstiitzung wurde,
den Verkauf von einzelnen H&usern in der Steenkampsied-
lung durch die SAGA um das Jahr 2010 sicher nicht befiirwor-
tet. Ob sie unter dem »Instrument gesellschaftlicher Reform«
auch Mieter*innenbeirate verstanden, ist nicht tiberliefert.

Eine Hilfe dazu wéren etwaige Beirédte jedoch. Die Miete-
rinnen und Mieter klagen heute tiber Schimmel in SAGA-Woh-
nungen, so beispielsweise in Kirchdorf-Siid und in anderen
Teilen Wilhelmsburgs. Sie beschweren sich tiber mangelnde
bis keinerlei Reparaturleistungen. Sie beméngeln die schwie-
rige Kommunikation mit der SAGA, ihrer Wohnungsbauge-
sellschaft, die urspriinglich mal tatsdchlich die ihre, weil ge-
meinwirtschaftlich, war. "Wissen Sie, man hdngt so lange in
dieser Telefonschleife, bis man auflegt ... Das ist doch Ab-
sicht.« Wahrenddessen drohen ganze Gebdude einzustiirzen,
wie jingst in der Kieler StraBe, berichteten die »Eimsbiitt-
ler Nachrichten« und das »NDR Hamburg-Journal¢ im August
2025. Auch dort bezeugen Mietende, rechtzeitig, schon vor
Jahren, auf die Mangel an den H&éusern aufmerksam gemacht
zu haben, die dann zur Gefahr wurden. Nun miissen sie um-
ziehen, manche zweimal, weil Ubergangswohnungen von der
SAGA nur befristet zur Verfiigung gestellt werden konnen.
»Zweimal umziehen? Das iberlebe ich nicht®, sagt ein betrof-
fener alter Mann.

Heike Sudmann (Tel. 040/428 312250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Stephan Jersch (01777537724 |
stephan.jersch@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Biirgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg



Sudmann/Jersch, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Biirgerschaft | Biirger*innenbrief 21.11.2025

Material in Geldscheinform, Vorderseite und unten die Riickseite

»Aber dafiir sind die Mieten doch glnstig! Rund 7,50
Euro pro Quadratmeter! Also deutlich unterm Mietenspiegel
in Hamburgl« - »Aber die Mieten werden doch mindestens
alle zwei Jahre erhohts, entgegnen viele Mitmieter*innen:
»Ehrlich, ich weiB nicht, wie lange ich das noch schaffe, wie
lange ich mit meinem geringen Einkommen da noch hinter-
her kommel« Manche SAGA-Mietende haben Angst. Das hatte
Max Brauer sicher nicht gewollt.

Die SAGA ist inzwischen eine Aktiengesellschaft, die zu
100 Prozent der Stadt Hamburg gehort. Chefin des Aufsichts-
rats ist die auch fiir den Wohnungsbau zustédndige Senatorin
Karen Pein, eine Nachfolgerin Max Brauers also. Die SAGA
hat sich fir den Senat und seine Senator*innen offenbar zur
goldenen Kuh entwickelt, die Jahr fiir Jahr gemolken wird.
Thre Gewinne nach Steuern steigen immer weiter. 2024 wa-
ren es fast 300 Millionen Euro Gewinn, die in den stadtischen
Haushalt Hamburgs tiberfithrt werden konnten. Im Klartext:
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Jede Mieterin, jeder Mieter ist mit tiber 2.000 Euro an diesem
Gewinn beteiligt und steckt diese Summe zusétzlich zu Steu-
ern und Abgaben in den Haushalt der Stadt. 2.000 Euro, die
SAGA-Mietende schmerzlich auf dem Konto und in der Gestal-
tung ihres téglichen Lebens vermissen. 2.000 Euro, insgesamt
fast 300 Millionen Euro, die nun zum Beispiel zur Finanzie-
rung der Olympia-Bewerbung Hamburgs beitragen kénnten.
Ist dagegen kein Kraut gewachsen? Gibt es keine Méglichkeit,
im Interesse der Mehrzahl der Menschen gegenzusteuern?
Doch. Bis 1990 war die SAGA Max Brauers eine gemein-
niitzige Wohnungsbaugesellschaft: Der Gewinn war nicht der
Zweck der Geschéftstatigkeit, sondern Mittel zum Zweck, um
uber die Selbstfinanzierung weiterer Investitionen zu ermdég-
lichen. Ganz im Sinne gesellschaftlicher Reformen Brauers
und Oelsners wére es, wenn die Mietenden in Beirdten und
anderen Gremien gemeinsam beraten und mitbestimmen
konnten. Auch tber die Verwendung des durch sie erwirt-
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schafteten Gewinns, die Ausstattung ihrer Hauser, ihrer Woh-
nungen und ihrer Wohnumwelt.

Mitbestimmung, Mitgestaltung: So ist auch die Zustimmung
und die Unterstiitzung der SAGA-Mietenden zu den Umstellun-
gen angesichts der planetaren Herausforderungen zu erlangen.
Sie diirfen aber nicht auf Kosten der Mehrzahl der Menschen
gehen. Hamburg muss 2040 klimaneutral sein, die SAGA und
ihre Mietenden werden ihren Beitrag leisten miissen. Auch da-
fiir kdnnen Anteile des Gewinns der SAGA verwandt werden.
Dafiir - und fiir Mietsenkungen, die endlich den Mietenspiegel
Hamburgs nach unten korrigieren wiirden. Dann hétten auch
die iiber 11.000 Vonovia-Mietenden in Hamburg etwas davon,
dass es in ihrer Stadt die SAGA gibt. Dafiir kann, dafiir muss
der SAGA-Gewinn verwandt werden. Das sollen, das miissen
auch die Mietenden mitentscheiden kdnnen.

Bis 1989 erfuhr die Wohnungsgemeinniitzigkeit eine steu-
erliche Férderung. Das Erbe Max Brauers, die »Gemeinniitzige
Siedlungs Aktiengesellschaft Altona«, wurde von CDU-Kanz-
ler Helmut Kohl 1989 ausgehohlt: Mit dem 1. Januar 1990
wurde das Wohnungsgemeinniitzigskeitsgesetz aufgehoben.
Bislang steuerbefreite gemeinniitzige Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft wurden unbeschréankt steuerpflichtig. Diese
fir alle Mietenden negative Entwicklung war auch ein Er-
folg des Lobbyverbands der freien Wohnungsunternehmen.
Er vertritt die an Gewinnerzielung und -maximierung inter-
essierten Wohnungsunternehmen und -konzerne gegeniiber
Bundes- und Landesregierungen. Klar, dass hier kein Inter-
esse an ginstigen Mieten besteht. Klar, dass darum der Woh-
nungsgemeinniitzigkeit ein Ende gemacht werden musste.
Klar, dass Kanzler Kohl zur Hilfe eilte und einen Teil des Er-
bes Max Brauers einfach iiber eine Steuerreform strich.

Anderseits: 140.000 SAGA-Wohnungen, 270.000 Menschen,
die in Hamburg in ihnen wohnen, sind ein immer noch leben-
diger Teil des Erbes Max Brauers. Die SAGA prégt das Bild un-
serer Stadt mit. Ob am Grindel, in Jenfeld, in Kirchdorf-Siid,
Harburg oder in den Walddoérfern, iiberall in Hamburg gibt es
SAGA-Siedlungen.

Holen wir uns die Gemeinniitzigkeit der SAGA zuriick.
Noch einmal, die SAGA gehort der Stadt und damit uns allen.
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Verwandeln wir sie ganz im Sinne des Sozialdemokraten und
Gewerkschafters Max Brauer zuriick, verwandeln wir sie wie-
der in eine gemeinniitzige Wohnungsbaugesellschaft. Schaf-
fen wir auch so den dringend notwendigen Mietendeckel fiir
Hamburg, ganz im Sinne Brauers. Ja, das geht: Eine Hinterlas-
senschaft der letzten Bundesregierung und ihrer Wohnungs-
bauministerin Klara Geywitz (SPD) ist das Neue Wohngemein-
niitzigkeitsgesetz, verkiindet in der Bundestagsdrucksache
20/12780, S. 125: yMit der Wiedereinfiihrung der Wohnge-
meinniitzigkeit wird eine steuerliche Férderung geschaffen,
die Dauerbindungen an bezahlbarem Wohnraum ermdglicht
und gemeinwohlorientierte Trager starkt.« Und im Bundes-
gesetzblatt I 2024 Nr. 387 lesen wir zum Jahressteuergesetz
2024: »Als gemeinniitzig gilt die Forderung wohngemeinniit-
ziger Zwecke, insbesondere die Schaffung und Erhaltung von
Wohnraum fiir Haushalte mit geringen Einkommen zu dauer-
haft vergiinstigten Mieten.«

Packen wir es an: Die neue »Gemeinniitzige Siedlungsakti-
engesellschaft SAGA« ist am Horizont sichtbar. Wenn das neue
Wohnungsbaugesetz nicht reicht, nicht passt, kann die SAGA
in eine gemeinniitzige Aktiengesellschaft umgewandelt wer-
den. Dagegen spricht einzig der Appetit des Senats auf den
Gewinn dieser Wohnungsbaugesellschaft, unserer SAGA. Von
Max Brauer lernen heif3t, jetzt gemeinsam, zusammen und an
den Interessen der Mehrzahl der Hamburgerinnen und Ham-
burger orientiert, den Weg zuriick zur Gemeinniitzigkeit der
SAGA zu finden. In einer Auseinandersetzung, die alle, die ein
Interesse an glinstigen Mieten in unserer Stadt haben, mit ein-
bezieht. Wie machen wir die SAGA wieder gemeinniitzig? Wie
wird die Uberfithrung solide und belastbar organisiert? Wie
sieht so ein »Die SAGA ist wieder gemeinniitzig« Gesetz prak-
tisch aus? Wie kénnen Mietende aus der ganzen Stadt an die-
sem Prozess beteiligt werden? An moglichen Antworten wird
bereits gearbeitet. Wir werden weiterhin berichten und um
Unterstiitzung bitten, denn wieder suchen viele, sehr viele
Menschen preiswerten, bezahlbaren Wohnraum in Hamburg,
unserer Stadt. Wie sagte Max Brauer: "Wohnungsbau ist eine
offentliche Aufgabe. Die Gemeinde muss bauen, wenn die Pri-
vatwirtschaft versagt.«

Interessant ist der Alsterbummel auch wegen der erst vor wenigen Tagen erfolgten Einweihung der neu gestalteten Situation rund um die Hohenfelder

Bucht.
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Orange the World! -
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Stoppt Gewalt gegen Frauen!

Von Janine Burkhardt

Hinweis: In dem nachfolgenden Artikel geht es u.a. um
(sexualisierte) Gewalt und Femizide.

Mit der UN-Kampagne »Orange the World« wird seit 1991
auf Gewalt gegen Frauen und Mé&dchen aufmerksam gemacht
- vom Internationalen Tag zur Beendigung der Gewalt gegen
Frauen am 25. November bis zum Tag der Menschenrechte
am 10. Dezember.

In Deutschland gehort Gewalt gegen Frauen zum Alltag.
Jéhrlich werden hunderte Frauen durch ihren (Ex-) Partner
getotet. Viele Medien sprechen dabei noch immer von »Fami-
lientragddie, »Liebesdrama« oder »Tétung aus Leidenschaft.
Solche Begriffe verharmlosen Gewalt gegen Frauen und ma-
chen Femizide (Bezeichnung fiir die Tétung von Frauen, weil
sie Frauen sind - der Begriff zeigt die strukturelle Dimension
dieser Form der Gewalt auf) zu schicksalhaften Einzelfallen.
Positiv ist, dass hier allmdhlich ein Umdenken einsetzt, den-
noch bleibt bis zu einer echten Verdanderung noch viel zu tun.

Weltweit erlebt jede dritte Frau mindestens einmal in ih-
rem Leben verbale und kdrperliche Gewalt. Seit Beginn der
Coronapandemie wird ein Anstieg solcher Ubergriffe regist-
riert, auch in Deutschland. Im Jahr 2023 wurden 938 Frauen
und Madchen Opfer von Tétungsdelikten, davon 360 vollen-
det. Rund 80 Prozent dieser Félle standen im Zusammenhang
mit Partnerschaften. Alle drei Minuten erlebt eine Frau oder
ein Madchen in Deutschland h&usliche Gewalt (insgesamt
180.715 im Jahre 2023, ein Anstieg von 5,6 Prozent gegen-
uber 2022). Jeden Tag werden tiber hundert Frauen und Méd-
chen Opfer eine Sexualstraftat (insgesamt 52.330, ein Plus
von 6,2 Prozent gegeniiber 2022) (hier).

Auch der Hass auf Frauen in den sozialen Medien nimmt
zu, besonders gegeniiber politisch aktiven Frauen. Frauen-
h&user stehen zunehmend unter Druck - nicht nur, weil die
Kapazitaten hinten und vorne nicht reichen und Frauen im-
mer wieder abgewiesen werden, sondern auch, weil immer
wieder um die Finanzierung gekdmpft werden muss. Aus die-
sem Grund soll durch das Gewalthilfegesetz in den kommen-
den sieben Jahren die Kapazitdten ausgebaut werden. Der
Bund méchte dafiir 2,6 Milliarden Euro zur Verfiigung stellen,
denn Frauen haben erst seit 2032 ein Recht auf kostenfreien
Schutz und Beratung. Intergeschlechtliche und non-binédre
Personen sind sogar komplett auBen vor und auch transfeind-
liche Gewalt bleibt in dem Gesetz unberiicksichtigt. Insbeson-
dere die CDU betont, der Schutz gelte nur fiir das biologische
Geschlecht Frau.

Die Anzeige- und Strafverfolgungsraten bei Gewalt gegen
Frauen sind niedrig. Besonders beim Thema Vergewaltigung
machen Betroffene hdufig die Erfahrung, dass ihnen nicht
geglaubt oder eine Mitschuld an dem, was ihnen widerfah-
ren ist, gegeben wird. Nur ein Bruchteil der Vergewaltigun-
gen wird zur Anzeige gebracht - und noch weniger enden mit

Janine Burkhardt mit klarer Protestbotschaft

einer Verurteilung. Das Prinzip »Nein heiBt Nein« verlangt,
dass Betroffene aktiv widersprechen miissen. Das Modell »Ja
heift Ja« hingegen verlangt ein explizites Einverstédndnis, be-
vor eine sexuelle Handlung stattfindet. Das deutsche Recht
ist jedoch immer noch sehr darauf ausgerichtet auf das »Op-
fer« zu schauen, statt auf das Verhalten des Téaters, z.B. warum
hat sie nicht Nein gesagt? Warum hat sie sich nicht gewehrt?
Wie problematisch diese Logik ist, zeigt der Fall von Giséle
Pelicot aus Frankreich auf, der weltweit in die Schlagzeilen
geriet: Sie war bewusstlos, eine Zustimmung konnte sie nicht
geben und dennoch haben Téter behauptet, es habe sich um
ein einvernehmliches Spiel gehandelt.

Kommt es zu einem gerichtlichen Verfahren bei einer Ver-
gewaltigung, sind diese fiir die Betroffenen oft extrem belas-
tend. Frauen wird sogar geraten, keine Therapie zu beginnen,
solange das Verfahren nicht abgeschlossen ist, aus Angst, die
Betroffene kénnte an Glaubwiirdigkeit verlieren (u.a. bei Kon-
stellationen, wo es Aussage gegen Aussage steht) (hier). Das
ist nicht nur falsch, sondern auch schédlich fiir Betroffene, da
solche Verfahren Jahre dauern konnen.

Sinnbildlich fiir die Gefahren, denen Frauen ausgesetzt
sind, stehen die Ratschlédge fiir nangemessenes« Verhalten in
der Offentlichkeit, wie nicht allein unterwegs zu sein, das ei-
gene Getrdnk im Blick zu haben oder sich nicht »zu aufreizend
anzuzieheny. Als ob Kleidung je eine Rolle bei sexuellen Uber-
griffen gespielt hétte. Oft kommen diese »Tipps« von Mannern,
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die den Frauen nahestehen, von Vatern oder Partnern. Warum
eigentlich? Weil sie genau wissen, wozu andere Méanner in der
Lage sind? Viele Ménner (natiirlich nicht alle!) reagieren oft
mit Unverstdndnis und Polemik, wenn Frauen ihre Erfahrun-
gen teilen, insbesondere auf Social Media. Erwiderungen, wie
»das war doch als Kompliment gemeint« oder »zieh dich halt
nicht so ang, miissen sich Frauen oft anhéren. Ziel: Thre Erfah-
rungen sollen u.a. untergraben werden und ihnen die Schuld
fir das Verhalten gegeben werden, schlieBlich hétten sie es
provoziert. Wer immer wieder fein raus ist, ist der Gibergriffige
Mann. »Zeit, dass die Scham die Seite wechseltl«

Auch deswegen sind die »Stadtbild«-Aussagen von Bun-
deskanzler Friedrich Merz (CDU) so problematisch. Nicht
nur, dass er Frauenrechte nur dann thematisiert, wenn diese
in sein rassistisches Narrativ passen, sondern auch, weil er
schon im Wahlkampf sehr viel Wert darauf legte, seinen Ein-
satz fiir die Sicherheit von Frauen zu betonen. Aber zwischen
seinen Worten und seinem tatséchlichen Handeln liegen Wel-
ten. Im Jahr 2006 stimmte Merz gegen das Gleichbehandlungs-
gesetz (Frauen sind in Ausbildung und Beruf mit Mannern
gleichgesetzt) sowie 1997 gegen ein Gesetz, dass Frauen in der
Ehe vor Vergewaltigung schiitzen sollte. Von Geschlechterpa-
ritat im Kabinett hdlt Merz auch nichts (YWir tun damit auch
den Frauen keinen Gefallen.« - hier). Ihm fehlt jedes Ver-
sténdnis fiir die strukturelle Benachteiligung von Frauen bzw.
sie fallt ihm gar nicht erst auf. Das beste Beispiel ist das be-
kannte Bild, wo er bei einem »Spitzen-Treffen« von CDU und
CSU in einer reinen Ménnerrunde sa8 (hier). Zudem wetterte
er gegen einen parteilibergreifenden Gesetzentwurf zur Re-
formierung des Paragrafen 218 im Strafgesetzbuch (Schwan-
gerschaftsabbriiche bis zur 12. Woche sollten nicht langer als
Straftat gelten). Wahrend eine groBe Mehrheit der Menschen
in Deutschland genau dafiir sind (hier), sagt Merz: »"Wir haben
seit 30 Jahren einen sozialen Frieden in Deutschland bei die-
sem Thema, dabei sollte es bleiben.« (hier)

Welchen Frieden er hier sieht, bleibt wohl sein Geheim-
nis. Faktisch bedeutet seine Haltung, dass die volle Selbstbe-

Catcalling unter Strafe stellen - Jetzt!
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stimmung weiterhin durch biirokratische Hiirden bzw. eine
moralische Stigmatisierung behindert wird. Es ist auBerdem
zutiefst unehrlich, so zu tun, Gewalt gegen Frauen sei ein
Problem, das durch Migration nach Deutschland gekommen
sei. Die deutsche Gesellschaft ist schon immer und mit groB-
ter Selbstverstandlichkeit sexistisch gepragt, Ubergriffe auf
Frauen sind Normalitat. Wer das fiir tibertrieben hélt, sollte
sich Werbespots anschauen, die seit Jahrzehnten Frauen sexu-
alisieren und zu Lustobjekten machen, Sex sells. Oder sich die
unzéhligen Vorfélle auf den Oktober- und Karnevalsfesten so-
wie Schiitzenfeste vergegenwértigen. Diese Normalitét ist der
»Frieden¢, den Merz nicht gestért haben mdchte. Solange Ge-
walt gegen Frauen in traditionellen Formen ausgelebt wird,
ist es normal und gesellschaftlich akzeptiert, unsichtbar fiir
Ménner wie Merz.

Trotz all der bedriickenden Zahlen und Erfahrungen gibt
es auch Grund zur Hoffnung. Immer mehr Menschen, Frauen
wie Ménner, sprechen offen iiber Gewalt, Sexismus und
Machtmissbrauch, insbesondere nach #Me too. Themen, die
lange tabuisiert waren, werden sichtbar und 6ffentlich disku-
tiert. Immer mehr Betroffene finden den Mut, ihre Geschich-
ten zu erzéhlen und damit andere zu ermutigen nicht ldnger
zu schweigen. Auch gesamtgesellschaftlich bewegt sich etwas:
Schulen, Unternehmen, Medien und Verwaltungen beginnen,
Gewaltpravention, Gleichstellung und Diversitét ernst zu neh-
men. Initiativen, Beratungsstellen und Aktivist*innen leisten
tagtdglich unermiidliche Arbeit, um Betroffenen beizustehen,
politische Verdnderungen anzustoBen und patriarchale Struk-
turen aufzubrechen.

Und genau hier liegt die Hoffnung: Dass wir gemeinsam
eine Gesellschaft schaffen, in der keine Frau und kein Mad-
chen mehr Angst haben muss - weder zu Hause, noch auf der
StraBe, noch online. Eine Gesellschaft, in der Respekt, Gleich-
berechtigung und Solidaritat selbstverstédndlich sind.

Fiir Betroffene: Du bist nicht allein, hier findest Du Hilfe:
Hilfetelefon: 116 016. Weitere Hilfen findest du hier.

Gerade eben hat »We Act«, die Petitionsplattform von Campact, ein neues Dokument ins Netz gestellt - und bittet um
Unterzeichnung. Wir nehmen hier die von Carolin Frank gestartete Online-Petition gerne auf.

An: Bundesjustizministerin Stefanie Hubig (SPD), an die Justizminister*innen der
Bundeslinder, den Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages

Catcalling - also das Hinterherpfeifen, Anstarren, obszone
Kommentare oder sexuelle Anspielungen im o6ffentlichen
Raum - ist keine Bagatelle. Es ist eine Form verbaler Ge-
walt, die Frauen* und Méadchen* téglich trifft. Deutsch-
land schaut bislang weg - und ladsst Betroffene ohne
Schutz. Dabei ist langst klar: Catcalling ist ibergriffig und
verletzt die Wiirde.

In vielen europdischen Lindern ist Catcalling langst
strafbar. Auch in Deutschland braucht es endlich Konse-

quenzen. Wenn Téter mit Strafen rechnen miissen, wirkt
das abschreckend - und gibt Betroffenen endlich rechtli-
chen Riickhalt.

Warum ist das wichtig?

Catcalling ist Teil eines gréferen Problems: Sexismus im
Alltag. Wer im Bus, auf der StraBe oder im Park beldstigt
wird, fiihlt sich gedemdiitigt und bedroht. Besonders junge
Frauen* erleben Catcalling oft schon in der Schulzeit - mit
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gravierenden Folgen fiir ihr Sicherheitsgefiihl im 6ffentli-
chen Raum.

Trotzdem gilt Catcalling in Deutschland bisher nicht
als Straftat. Betroffene kénnen kaum Anzeige erstatten -
und Téter miissen nichts beflirchten. Das ist ein untragba-
rer Zustand. Denn es geht hier nicht um ,Komplimente®
sondern um gezielte Machtausiibung, die Grenziiberschrei-
tung und Einschiichterung.

Andere Lander zeigen, dass es anders geht:

In Frankreich, Spanien, Portugal und seit 2024 auch in
den Niederlanden drohen Geld- oder sogar Haftstrafen
fiir verbale sexuelle Beldstigung. Frankreich hat bereits
iiber 3.000 BuBigelder verhangt - ein klares Signal gegen Se-
xismus.

Solidaritat heiB3t auch:
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Auch in Deutschland mehren sich die Stimmen fiir ein
Verbot und der politische Druck wéchst: Bundesjustizminis-
terin Hubig priift derzeit die Einflihrung eines neuen Straf-
tatbestands. Die Mehrheit der Landesjustizministerien un-
terstiitzt diesen VorstoB. Doch jetzt braucht es dffentlichen
Druck, damit daraus auch wirklich ein Gesetz wird.

Catcalling darf keine Grauzone bleiben. Es braucht
klare Grenzen - auch im Strafrecht.

Wir fordern: Die Einfithrung eines klaren Straftatbestands
flir verbale sexuelle Beldstigung im 6ffentlichen Raum.

Fir eine Gesellschaft, in der alle sicher und respektiert
leben kénnen!

Hinschauen, wenn’s unangenehm wird
Das Schutzkonzept der Burgerschaftsfraktion

Von Anna-Sophie Noack, Mitarbeiterin von Cansu Ozdemir

Die Hamburger Linksfraktion hat seit zwei Jahren ein Schutz-
konzept. Warum? Weil Machtmissbrauch und Ubergriffe vor-
kommen - auch in unseren eigenen Strukturen.

Als LINKE sind wir Teil dieser Gesellschaft und tragen da-
mit auch ihre problematischen Muster in uns. Schmerzhaft
wurde das spétestens 2022 deutlich, als unter dem Hashtag
#LinkeMeToo bundesweit Fille tibergriffigen Verhaltens in-
nerhalb der LINKEN o6ffentlich wurden. Diese Ereignisse 16s-
ten eine ldngst iberfdllige Debatte aus, die auch in der Ham-
burger Linksfraktion intensiv gefiihrt wurde. Gerade als
LINKE haben wir eine besondere Verpflichtung, genau hinzu-
schauen: Wer 6ffentlich entschieden gegen Sexismus, Rassis-
mus und Machtmissbrauch kdmpft, muss dies auch innerhalb
der eigenen Strukturen tun.

Aus dieser Auseinandersetzung entstand ein gemeinsames
Bekenntnis: Wir wollen nicht erst reagieren, wenn Grenzver-
letzungen geschehen, sondern friihzeitig Strukturen schaf-
fen, die schiitzen und stérken. Gleichzeitig wollen wir, wenn
notig, professionell aufgestellt sein, um Betroffenen eine An-
laufstelle bieten und Vorfélle mit der gebotenen Ernsthaftig-
keit aufarbeiten zu kdnnen. Klarheit und Nachvollziehbarkeit
schaffen Handlungssicherheit.

Das Schutzkonzept der Fraktion umfasst daher verpflich-
tende Workshops, Handlungsleitfdden, Ansprechpersonen so-
wie transparente Abldufe. Jede Person, die bei uns arbeitet,
soll sich sicher sein: Wir nehmen Grenzverletzungen ernst -
und handeln.

Ziel ist eine Fraktionskultur, die aufeinander achtet und
solidarisch handelt - in der nicht Schweigen schiitzt, sondern
Haltung. Das Schutzkonzept ist dabei kein biirokratisches Pa-
pier, sondern ein lebendiger Kompass. Es erinnert uns daran,

Von der Fraktionswebsite - dort findet sich auch der Text des seit dem
31. Mai 2023 giiltigen Schutzkonzepts

dass Gleichberechtigung, Respekt und Achtsamkeit immer
wieder neu eingeiibt werden missen.

Zur Wahrheit gehort dabei auch: Diese Prozesse laufen
nicht ohne Reibung ab. Es gibt Abwehr, Wut und Verletzun-
gen und manchmal Enttduschung und Resignation. Am Ende
geht es uns nicht darum, perfekt zu sein, sondern konsequent
zu bleiben. Verédnderung bedeutet, mutig hinzusehen, Ver-
antwortung zu libernehmen und gemeinsam zu lernen. Un-
ser Schutzkonzept ist ein Schritt auf diesem Weg - ein Be-
kenntnis zu einer politischen Kultur, die Vertrauen starkt und
Raume schafft, in denen Menschen sich sicher fithlen konnen.
Denn nur wer innerhalb der eigenen Strukturen Solidaritét
lebt, kann sie nach auBen glaubwiirdig einfordern.

Bei Interesse sei hier noch auf einen Artikel von Hélin
Dirik zu den Entwicklungen in der Partei nach #LinkeMeToo
verwiesen.
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Beliebte alte Beschéftigung beim Alsterbummel: Wer kann die Tlirme der fiinf Hamburger Hauptkirchen richtig benennen?
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Mehr Informationen zu diesen Titeln und zu zahlreichen weiteren Neuerscheinungen gibt es unter

www.vsa-verlag.de
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Armutsgipfel 2025:
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Wege in eine gerechte Zukunft

Mehr als 180 Akteur*innen und Multiplikator*innen waren am 15. Oktober in der Patriotischen Gesellschaft zusammen-
gekommen, um iiber die Armutsentwicklung in Europas reichster Stadt - in Hamburg - zu diskutieren. Veranstaltet
wurde der »Armutsgipfel« in bemerkenswerter Einmiitigkeit von vier hamburgischen Spitzenorganisationen. Entgegen
aller Schonrednerei des Senats gegeniiber der wachsenden Armutsproblematik und der immer weiter aufgehenden
Arm-Reich-Schere machte die Diskussion auf der Tagung deutlich, dass endlich die nétigen Konsequenzen gezogen
werden miissen. Wir dokumentieren nachfolgend die gemeinsam erarbeitete und verabschiedete Abschlusserkldrung:

Aus dem im April 2025 veréffentlichten Armutsbericht des Paritétischen

Politik, Fachverbande, Zivilgesellschaft - mehr als 180 Vertre-
ter:innen der gesamten Stadtgesellschaft fanden sich auf Ein-
ladung von Sozialverband SoVD, Mieterverein zu Hamburg,
DGB Hamburg und dem Paritdtischen Wohlfahrtsverband in
der Patriotischen Gesellschaft ein, um {iber die Aspekte von
Armut zu sprechen und Lésungen zu entwickeln.

»Jedes vierte Kind und jede:r fiinfte Einwohner:in in unse-
rer Stadt gelten bereits jetzt als arm. Die Herausforderungen
unserer Zeit verlangen uns immer mehr ab - Inflation, stei-
gende Arbeitslosigkeit, die Streichung von staatlichen For-
derungen fiir neue Berufs- und Lebensperspektiven fiihren
dazu, dass immer mehr Menschen, auch aus dem Mittelstand,
immer weniger von ihrem Geld haben. Armut ist schon lange
kein Randphdnomen mehrl, sagt Klaus Wicher, Hambur-
ger SoVD-Landesvorsitzender.

Besonders sichtbar werde Armut, wenn es um Wohnraum
geht. Der Vorsitzende des Mietervereins zu Hamburg, Dr.
Rolf Bosse: »Der gerade erschienene Vermogensbericht be-
legt unzweifelhaft, dass Armut und Reichtum weiterwachsen.
Schon seit langem wissen wir, dass das Wohnen zur Miete ein

Armutsrisiko darstellt. Wir sagen: So kann es nicht weiter-
gehen! Es ist die Aufgabe eines demokratischen Staats, an-
gemessene Lebensverhéltnisse fiir alle zu schaffen. Dazu ge-
hoért explizit die angemessene Versorgung mit bezahlbarem
Wohnraum. Ziel dieses Armutsgipfels ist auch, unter Beweis
zu stellen, dass die Beseitigung von Armut keine Mildtétig-
keit gegeniiber den Betroffenen ist, sondern im wirtschaftli-
chen Interesse unserer Gesellschaft stattfindet.«

Fir Tanja Chawla, Vorsitzendes DGB Hamburg sind
beim Thema Arbeit zu wenig Stellschrauben gedreht: »Mini-
jobs, prekare Beschéftigung und Langzeitarbeitslosigkeit sind
urséchlich verantwortlich fiir ein Leben und vor allem Ver-
harren in Armut. Dass die Zahl der Einkommensmillionédre
in Hamburg erneut gestiegen ist, ist nur ein Indikator da-
fiir, dass die Spaltung zwischen Arm und Reich weiter voran-
schreitet. Aber, anstatt die Vermogenssteuer wiedereinzufiih-
ren, leisten wir uns eine enorm stigmatisierende Diskussion
liber Blirgergeldempfénger:innen, von denen weniger als 0,4
Prozent zumutbare Arbeit grundlos verweigern oder ihre Mit-
wirkungspflichten nicht erfiillen.«

Armut betreffe den gesamten Lebensalltag, stellt Kris-
tin Alheid, Hamburger Geschéftsfiihrerin Paritédtischer
Wohlfahrtsverband klar: »Wir wissen seit langem, dass eine
bezahlbare gute Wohnsituation genau wie gute Bildung von
Anfang an die zwei elementaren Grundpfeiler dafiir sind,
dass Menschen nicht in Armut geraten, beziehungsweise sich
davon befreien kénnen. Es braucht daher eine gemeinsame
Anstrengung, dafiir in Hamburg die Grundlagen zu schaffen!«

In Foren, Diskussionsrunden und Podien und Gespréchen
erarbeiteten die Teilnehmenden konkrete Forderungen und
Lésungsansétze, die bewusst sozial, wirtschafts- und woh-
nungspolitische MaBnahmen miteinander verbinden.

Abschlusserkldrung und weitere Dokumente der Konferenz im Netz hier.
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Armut - als strukturelles Problem anerkennen

Armut ist kein individuelles Versagen, sondern Folge po-
litischer und wirtschaftlicher Entscheidungen und Rahmen-
bedingungen. Armut bedeutet soziale Ausgrenzung, einge-
schrénkte Teilhabe und gesundheitliche Risiken.

Wohnen - als soziale Frage begreifen

Der angespannte Wohnungsmarkt ist ein zentraler Treiber
von Armut. Mindestens 5.000 geférderte Neubauwohnungen
im Jahr, eine konsequente Anwendung der Mietpreisbremse,
Zweckentfremdung und die Verhinderung von jahrelangem
Leerstand konnen die Lage entspannen. Flankierend sollte
Hamburg zur gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft zuriick-
kehren.

Soziale Infrastruktur stirken

Kinderbetreuung, Gesundheitsversorgung, Bildungsein-
richtungen und Beratungsstellen miissen flachendeckend
angeboten und niedrigschwellig zugénglich sein. Dazu muss
Hamburg in den Quartieren Infrastruktur schaffen, durch
Stadtteilzentren und personenorientierte Angebote, Schulso-
zialarbeit, Gesundheitszentren und -kioske und Schuldnerbe-
ratung.

Pravention durch Bildung und gute Arbeit

Prekédre Beschéftigung und Langzeitarbeitslosigkeit miis-
sen durch Qualifizierung und tarifgebundene Vergiitung be-
ké&mpft werden. Arbeit sollte grundsétzlich auf Basis tarif-
licher Absprachen entlohnt werden. Dazu gehdrt auch die

Seite 29

Anhebung des Mindestlohns. Tarifbindung muss auf mindes-
tens 80 Prozent erh6ht werden.

Politische Teilhabe und Selbstwirksamkeit

Betroffene kennen ihre Lage am besten, sie sollten stér-
ker bei politischen Prozessen eingebunden werden. Hamburg
sollte explizit Beteiligungsformate fiir Menschen mit Armuts-
erfahrung, Férderung von Selbstvertretung und zivilgesell-
schaftlichem Engagement anstoBen. Wer sich als selbstwirk-
sam begreift, starkt die Demokratie.

https://www.2030hamburg.de/armutsgipfel-2025-armut-braucht-eine-neue-
soziale-agenda/

Hier die Zusammenfassung des 44-seitigen Armutsberichts mit dem Titel »Verschidrfung der Armut«

des Paritatischen vom April 2025

Am Anfang in aller Kiirze

m Eine Gesellschaft frei von Armut ist moglich, dafiir un-
terbreiten wir politische Vorschlége.

m Viele Paritdtische Mitgliedsorganisationen leisten prak-
tische Beitrage, um den Folgen von Armut entgegenzu-
wirken.

m Von 2023 zu 2024 stieg nach MZ-SILC die Armutsquote
in Deutschland um 1,1 Prozentpunkte. Demnach sind
15,5 Prozent der Bevdlkerung von Armut betroffen.

m 13 Millionen Menschen leben hierzulande unterhalb
der Armutsgrenze. Insgesamt bewegt sich die Armut
fir ein reiches Land wie Deutschland auf einem viel zu
hohem Niveau.

m Die Armutsschwelle liegt aktuell bei Alleinlebenden
bei 1.381 Euro im Monat, fiir eine vierkdpfige Familie
mit zwei Kindern (unter 14 Jahre) bei 2.900 Euro.

m Die Armutsschwelle bezeichnet die oberste Einkom-
mensgrenze, bis zu der Menschen als einkommensarm
gelten. Diese Schwelle ist jedoch nicht mit der Summe
gleichzusetzen, die einkommensarme Menschen tat-
séchlich im Schnitt im Monat zur Verfiigung haben.
Tatséchlich liegen viele Arme mit ihrem monatlichen
Einkommen deutlich unterhalb dieser Schwelle. Das
(Aquivalenzgewichtete) Median-Einkommen der armen
Menschen, also das mittlere Einkommen, wird fiir 2024
mit 1.099 Euro angegeben. Im Schnitt liegen arme Men-

schen mit ihrem monatlichen Einkommen 281 Euro un-
terhalb der Armutsschwelle.

m Die Inflation fiihrte zu einer Verscharfung der Armut:

Gleicht man die Entwicklung der Median-Einkommen
der Armen mit der Preisentwicklung ab, so zeigt sich,
dass die Armen seit 2020 real noch drmer geworden
sind. 2020 verfiigten die Armen noch im Schnitt iiber
981 Euro monatlich. 2024 entspricht das preisberei-
nigte Median-Einkommen der Einkommensarmen 921
Euro. Dabei wird zugrund gelegt, dass man sich in 2024
fiir einen Euro weniger kaufen kann als noch in 2020.
Im Vergleich von 2020 zu 2024 haben kaufkraftberei-
nigt die Armen im Schnitt weniger zur Verfiigung.

m 5,2 Millionen Personen miissen in erheblicher materiel-

ler Entbehrung leben. Darunter befinden sich etwa 1,1
Million minderjéhrige Kinder und Jugendliche sowie
1,2 Millionen Vollzeiterwerbstatige.

m Mindestlohn und Wohngeldreform wirken: Die Zahl der

Erwerbsarbeitenden in Armut ist leicht zuriickgegan-
gen.

m Die Schutzwirkung des Sozialstaates vor Armut hinge-

gen schrumpft: 2021 konnte die Armutsquote durch die
staatliche Umverteilung noch um 27,7 Prozentpunkte
reduziert werden, 2024 dagegen nur noch um 25,1 Pro-
zentpunkte. Daraus folgt, dass die Sozialleistungen
deutlich erhéht werden miissen.
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Fir Anerkennung und Respekt -
Zwei Ausstellungen im Museum der Arbeit

Von Michael Joho

Gleich zwei ambitionierte, sehenswerte Ausstellungen lau-
fen derzeit im Museum der Arbeit (Wiesendamm 3). Zum ei-
nen geht es um den Komplex Gemeinsam und Verschie-
densein, der in der Prédsentation Respekt vermittelt wird.
Die Ausstellung richtet sich an Jugendliche ab 14 Jahren und
junge Erwachsene, die sich hier mit Fragen nach der Iden-
titdt, nach Diskriminierung Gleichberechtigung auseinander-
setzen kénnen. Im Mittelpunkt stehen dabei die altersgema-
Ben Orte, an denen ein respektvoller Umgang miteinander
in der Schule, bei der Ausbildung und beim Berufseinstieg
praktiziert werden kann. Insofern sollen sich mit der noch
bis zum 12. April 2026 laufenden Ausstellung vor allem auch
Schulklassen und Jugendgruppen angesprochen fithlen. Ge-
boten wird laut Museumsankiindigung die »Moglichkeit, au-
Berhalb des Klassenzimmers in bunt-anregender Atmosphére
neue Gesprachsimpulse zu erhalten und der Entstehung von
Vorurteilen und diskriminierendem Verhalten auf den Grund
zu gehen.«

Die zweite Ausstellung ist dem nicht minder brisanten
Thema der Pflege in den verschiedensten Einrichtungen, aber
auch zuhause gewidmet. Es geht also um den Bereich Care
und die Herausforderung, Wenn aus Liebe Arbeit wird. »Ob

unbezahlt in der eigenen Familie oder als berufliche Tétig-
keit in der Pflege, Kita und sozialen Diensten: Care-Arbeit halt
unsere Gesellschaft am Laufen¢, heiBt es in der Bewerbung.
Und weiter: »Dabei bleibt sie oft unsichtbar und wenig wert-
geschétzt.« Zu sehen sind in der Ausstellung u.a. historische
und zeitgenodssische Fotos, Objekte, Interviewausschnitte und
kiinstlerische Interventionen. »Die Ausstellung versteht sich
als Dokumentation und Impulsgeber zugleich: Wie kann Care-
Arbeit gerechter verteilt, besser bezahlt und starker wertge-
schétzt werden?«

Die Offnungszeiten des Museums sind montags von 10.00
bis 21.00 Uhr, mittwochs bis freitags von 10.00 bis 17.00 Uhr
und an den beiden Wochenendtagen von 10.00 bis 18.00 Uhr;
dienstags ist geschlossen. Einzelbesucher*innen zahlen 8,50
Euro/erméBigt 5,00 Euro Eintritt; fiir Gruppen ab zehn Per-
sonen belduft sich der Eintritt auf jeweils 6,00 Euro; unter
18-Jahrige zahlen nix. Mehr zu beiden Ausstellungen, zu Fiih-
rungen und weiteren Veranstaltungen gibt es auf der Home-
page des Museums der Arbeit. &

Mit diesem Biirger*innenbrief informieren wir regelméBig tiber das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Biirger*innenbrief per E-Mail (in der Re-
gel) monatlich beziehen oder aber nicht mehr erhalten mdchten, schreiben Sie an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de.
Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Biirgerschaft durch Kritik und
niitzliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbiiro BurchardstraBe 21, 20095 Hamburg;
Stephan Jersch, Abgeordnetenbiiro Weidenbaumsweg 19, 21029 Hamburg
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